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SCHWERPUNKT

Wetterextreme 
Katastrophen wie schwere Stürme, Stark­
regen, lange Dürren oder intensive Hitze­
wellen bedrohen Lebensgrundlagen und 
den sozialen Frieden. Klima anpassung ist 
in allen Weltregionen dringend nötig. Phy­
sische und soziale Infrastruktur müssen 
stärker werden. Ohne entschlossenen 
Klima schutz werden die Probleme jedoch 
so eskalieren, dass Klimaanpassung auf 
Dauer nirgends gelingen kann.  

Titelseite: Folgen anhaltender Dürre in einem Maisfeld in Kenia, 

März 2022. 

Foto: picture-alliance/Xinhua News Agency/Dong Jianghui
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EDITORIAL

Keine Ausreden

Wenn Extremwetterlagen – starke Stürme, 
heftiger Regen oder lange Dürren – Schä­
den verursachen, ist es immer noch üblich, 
von „Naturkatastrophen“ zu sprechen. Der 
Begriff stimmt aber nicht mehr. „Natur“ 
bedeutet im Kern „von Menschen unbe­
einflusst“, und der Klimawandel ist men­
schengemacht. Er verursacht häufigere und 
intensivere Extremwetterlagen. Hurrikane 
und Zyklone gehen heute meist mit mehr 
Regen einher als früher. Am Horn von Af­
rika gab es in der Vergangenheit alle zehn 
Jahre eine Dürre – nun ringt die Region mit 
dem dritten trockenen Jahr in Folge.

In ihrem kürzlich veröffentlichten Be­
richt „State oft he Global Climate 2021“ listet 
die World Meteorological Organization fol­
genschwere, vom Wetter bedingte Ereignis­
se in den folgenden Kategorien auf: Hitze­
wellen und Waldbrände, Kälte und Schnee, 
Hochwasser, Dürre, tropische Wirbelstürme 
und schwere Stürme. Der ganze Planet ist 
betroffen. Zwar ist nicht jede Hitzephase 
oder jeder Schneesturm katastrophal, aber 
die Schäden und Verluste nehmen zu.

Das UN Office for Disaster Risk Re­
duction teilte im April mit, die Menschheit 
erlebe derzeit 350 bis 500 mittlere bis große 
Katastrophen im Jahr. Voraussichtlich wer­
de die Zahl bis 2030 auf 560 steigen – also 
auf 1,5 Desaster pro Tag.

Klimaschutz und Klimaanpassung 
haben deshalb höchste Priorität. Treib­

hausgas­Emissionen befeuern die Krise. 
Die Hauptverantwortung tragen Länder mit 
hohen Einkommen, aber China und andere 
Schwellenländer holen rasant auf. Ob reich 
oder arm – jeder Staat muss auf nachhaltige 
Energie umsteigen.

In Klimafolgen besonders ausgesetz­
ten Gegenden müssen Staat und Zivilgesell­
schaft derweil gefährdeten Gemeinschaften 
helfen, sich auf Extremwetterlagen einzu­
stellen. Wo Siedlungen zu nah an Flussufern 
gebaut werden, spülen Hochwasser irgend­
wann Hütten und Häuser davon. Wo zu viel 
Grundwasser verbraucht wird, wirken sich 
Dürren schlimmer aus. Wo Monokulturen 
vielfältige Ökosysteme verdrängen, richten 
Stürme größere Schäden an.

Die Widerstandskraft von Individuen, 
lokalen Gemeinschaften und ganzen Na­
tionen hängt ab von guter Planung, kluger 
Politik und nachhaltiger Wirtschaftstätig­
keit. Darauf muss Entwicklung hinauslau­
fen. Wie ich vor zwei Monaten an dieser 
Stelle ausführte, sind relative Sicherheit 
und Wohlstand in Ländern mit hohen Ein­
kommen nicht einfach das Resultat hoher 
Kaufkraft. Es kommt entscheidend darauf 
an, wie Gesellschaften organisiert sind. 
Staat, Privatwirtschaft, Forschung, Recht 
und andere soziale Systeme müssen dy­
namisch zusammenwirken. Dann gibt es 
starke Infrastruktur, mehr Erwerbschancen, 
bessere soziale Sicherung und breit genutz­

ten Schutz durch private Versicherungen. 
Soziologen sprechen von funktionaler Dif­
ferenzierung. Sie ermöglicht die Bereitstel­
lung von vielfältigen öffentlichen und priva­
ten Gütern. Modernisierung in diesem Sinn 
verbessert die Lebensqualität.

Ungebremstes Wirtschaftswachstum 
ist jedenfalls nicht das Ziel. Ohne konse­
quenten Klimaschutz kann Klimaanpas­
sung nirgends gelingen. Wenn die Durch­
schnittstemperaturen weltweit weiter 
steigen, wird das, was wir heute als Wetter­
extreme empfinden, normal werden – und 
neue Extreme werden uns erschüttern. Die 
Auswirkungen werden verheerend sein. 
Ernteausfälle werden beispielsweise Inflati­
on und Not anheizen, ohne dass Zentralban­
ken etwas dagegen tun könnten. Fest steht 
aber jetzt schon, dass solche Trends nicht 
„natürlich“ sein werden.

HANS DEMBOWSKI 

ist Chefredakteur von E+Z 

Entwicklung und 

Zusammenarbeit /D+C 

Development and 

Cooperation. 

euz.editor@dandc.eu

Wiederauf-

bau im 

Ahrtal 

nach der Flutkata-

strophe 2021. Unser 

Schwerpunkt zum 

Thema Wetter-

extreme beginnt auf 

Seite 19. Er hat 

Bezüge zu allen 

UN-Zielen für 

nachhaltige Ent- 

wicklung (Sustain-

able Develop ment 

Goals – SDGs).

Reinold E. Thiel ist am 
23. April 2022 im Alter 
von 88 Jahren in Bürve­
nich verstorben. Er war 
von Ende 1991 bis Ende 
2003 Chefredakteur 

von E+Z Entwicklung und Zusammen­
arbeit. Er machte aus der Publikation, 
die PR­Zwecken gedient hatte, eine viel 
beachtete Fachzeitschrift. Das ent­
sprach dem Wunsch der damaligen 
Herausgebergesellschaft Deutsche 
Stiftung für internationale Entwick­
lung (DSE), deren Leitung ein kontro­
verses Diskussionsforum vorschwebte. 
Thiel vollzog den Wandel so erfolgreich, 
dass 2003 D+C Development and 
Cooperation zum identischen eng­
lischen Zwilling gemacht wurde. Thiels 
inhaltliche Kompetenz beruhte ebenso 
auf seinem großen Interesse an der 
Entwicklungsforschung wie jahrzehn­
telanger Praxiserfahrung in Westafrika 
und dem Nahen Osten. Als meinungs­
starker Autor scheute er Kontroversen 
nicht, fühlte sich aber immer Fakten 
und empirischer Evidenz verpflichtet.
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UNCCD

Fruchtbares Land wiederherstellen

Die Menschheit muss dringend Maßnahmen 
ergreifen, um fruchtbaren Boden wiederher-
zustellen und zu schützen. Das ist die Kern-
aussage des zweiten Global Land Outlook, 
des Berichts einer UN-Organisation.

Von Chimezie Anajama

Die kürzlich veröffentlichte Publikation des 
UN­Übereinkommens zur Bekämpfung der 
Wüstenbildung (UNCCD – UN Convention 
to Combat Desertification) fordert ehrgei­
zige Verpflichtungen der Regierungen und 
internationale Finanzmittel. Die Autoren 
warnen, dass nicht nur die globale Ernäh­
rungssicherheit gefährdet ist, sondern dass 
Landprobleme auch die Klimakrise ver­
schärfen. Handlungsbedarf bestehe beson­
ders in Afrika südlich der Sahara. UNCCD ist 
eine Schwesterorganisation der UN­Klima­
rahmenkonvention und der UN­Konvention 
über die biologische Vielfalt. Alle drei wur­
den 1992 auf dem Erdgipfel in Rio de Janeiro 
verabschiedet.

Aufgrund nicht nachhaltiger wirt­
schaftlicher Aktivitäten könnten bis zur 
Jahrtausendwende 300 Millionen Hekt­
ar Nutzfläche verloren gehen, warnen die 
UNCCD­Experten. Sie gehen davon aus, 
dass jedes Jahr bis zu 30 Millionen Quadrat­

kilometer verloren gehen. Das führt zu mehr 
Hunger, größerer Armut, mehr Ungleichheit 
und ressourcenbedingten Konflikten. Laut 
dem Bericht ermöglichen Land­Ressourcen 
(einschließlich Boden, Grundwasser und 
biologische Vielfalt) derzeit wirtschaftliche 
Aktivitäten im Wert von jährlich 44 Billio­
nen Dollar. Das entspricht etwa der Hälfte 
des weltweiten Bruttoinlandsprodukts.

Die Verschlechterung der Bodenqua­
lität und die Klimakrise verstärken sich ge­
genseitig. Wüstenbildung und Dürre betref­
fen 3 Milliarden Menschen auf der ganzen 
Welt, wobei Frauen, Kinder und Jugendli­
che am meisten leiden.

Die zentralen Herausforderungen, 
so die Autoren, sind die Übernutzung und 
der Missbrauch von Land­Ressourcen. Fal­
sche wirtschaftliche Anreize führen zu In­
vestitionen, die Land und Natur zerstören, 
nicht nur in der Land­ und Forstwirtschaft, 
sondern auch im Bergbau, in der Infrastruk­
turentwicklung und Urbanisierung. Regie­
rungspolitik ist oft destruktiv, ebenso wie 
die Verbrauchernachfrage, wie das UN­Do­
kument betont.

Die landwirtschaftlichen Betriebe 
sind ein Teil des Problems, denn die Nah­
rungsmittelproduktion treibt häufig die 
Verschlechterung der Bodenqualität voran. 

Etwa 80 Prozent der weltweiten Entwaldung 
wird auf Landwirtschaft zurückgeführt. Sie 
verbraucht auch etwa 70 Prozent der Süß­
wasserressourcen und erzeugt 29 Prozent 
der weltweiten Treibhausgasemissionen. 
Die Autoren weisen darauf hin, dass eini­
ge vermeintlich moderne Praktiken nicht 
nachhaltig sind, darunter großflächige, 
intensive Monokulturen oder industrielle 
Viehzucht.

Auch die Zerstörung von Wäldern 
führt zu erheblichen Treibhausgasemissi­
onen. Dem Bericht zufolge sind zwischen 
2000 und 2015 125 Millionen Hektar Wald 
und Grasland verloren gegangen. Bis zum 
Jahr 2050 dürften bei den derzeitigen 
Trends weitere 300 Millionen Hektar zu 
Brachland werden. Die Auswirkungen auf 
die Nahrungsmittelproduktion wären ver­
heerend.

VERBESSERUNGEN SIND MÖGLICH

Es muss aber nicht so weitergehen. Der 
UNCCD­Bericht spricht sich für eine Neu­
gestaltung der heutigen Lebensmittelsyste­
me aus. Darin heißt es, dass mehr pflanzli­
che Ernährung, eine umweltfreundlichere 
Landwirtschaft und regenerativer Landbau 
dazu beitragen werden, fruchtbares Land 
wiederherzustellen und die Widerstandsfä­
higkeit der Menschen zu stärken.

Auch die Stadtplanung ist wichtig. 
Vielerorts greift die Bebauung in die na­
türliche Umwelt ein. Die UNCCD­Experten 
gehen davon aus, dass bis zur Jahrtausend­
wende 6,7 Milliarden Menschen in städti­
schen Gebieten leben werden – mehr als 
doppelt so viele wie heute. Eine unzurei­
chende Stadtplanung kann die Bodenprob­
leme verschärfen. Es kann zu Überschwem­
mungen kommen, die Menschen gefährden 
und Bodenerosion verstärken. Verstädte­
rung führt auch oft zur Übernutzung des 
Grundwassers. Die Autoren weisen darauf 
hin, dass städtische Begrünung und Refor­
men der Bodenordnung auch in Städten ein 
ökologisches Gleichgewicht wiederherstel­
len können.

In den Augen der UNCCD­Experten 
hat die Covid­19­Pandemie dazu beigetra­
gen, dass die politischen Entscheidungs­
träger die Wiederherstellung von Land neu 
bewerten. Die Gesundheit von Mensch, Tier 
und Ökosystem sind so eng miteinander 
verknüpft, dass Experten von „One Health“ 
sprechen. Covid­19 ist eine Zoonose, eine Fo
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Bäuerin in Uganda: 

Frauen leisten den 

größten Teil der 

landwirtschaftlichen 

Arbeit in Afrika. 
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ERNÄHRUNGSSICHERHEIT

Neues Bündnis

Im Kampf gegen den Hunger tut sich die G7 
– die Gruppe der sieben größten Industrie-
nationen – mit internationalen Partnern 
zusammen. Aus Sicht von Svenja Schulze, 
der Bundesministerin für wirtschaftliche Ent-
wicklung und Zusammenarbeit, droht die 
„schwerste Hungersnot seit dem Zweiten 
Weltkrieg“.

Mitte Mai haben die für Entwicklung zu­
ständigen Minister und Ministerinnen der 
G7­Staaten zusammen mit anderen inter­
nationalen Führungspersönlichkeiten bei 
einem Treffen in Berlin ein neues Bündnis 
für Ernährungssicherheit beschlossen: die 
„Global Alliance for Food Security“. Einem 
gemeinsamen Statement von Schulze und 
Weltbankpräsident David Malpass zufolge 
ringt die Weltgemeinschaft derzeit mit meh­
reren, sich überschneidenden Krisen. Dazu 
gehören unter anderem Russlands Angriffs­

krieg in der Ukraine, Auswirkungen der Co­
rona­Pandemie, aktuelle ökonomische Un­
sicherheiten, unterbrochene Lieferketten 
sowie gravierende Dürren. Am schwersten 
betroffen seien die ärmsten und verwund­
barsten Menschen in Schwellen­ und Ent­
wicklungsländern.

Im April hatte sich Schulze bei 
der Frühjahrstagung von Weltbank und 
Währungsfonds in Washington für die 
Gründung solch eines internationa­
len Bündnisses ausgesprochen. Sie un­
terbreitete den Vorschlag im Schulter­
schluss mit Malpass sowie dem Direktor 
des World Food Programme (WFP), David  
Beasley, und der indonesischen Finanzmi­
nisterin Sri Mulyani Indrawati. Indonesien 
hat in diesem Jahr den Vorsitz in der G20 
und Deutschland in der G7. Folglich haben 
beide Länder derzeit noch größeren inter­
nationalen Einfluss als sonst.

Es geht darum, eine agile und multi­
laterale Plattform zu schaffen, wie das auch 
in der Corona­Pandemie geschah. An Bord 

Krankheit, die von Fledermäusen auf Men­
schen übertragen wurde. Solche Ereignisse 
werden wahrscheinlicher, wenn die Ökosys­
teme aus dem Gleichgewicht geraten. Das 
zeigt, dass die Wiederherstellung der Boden­
qualität einen ganzheitlichen Nutzen hat, 
der über die Nahrungsmittelproduktion hin­
ausgeht. Eine gesunde Umwelt kommt der 
Resilienz lokaler Gemeinschaften zugute.

Die Landbewirtschaftung muss außer­
dem sicherstellen, dass die Grundrechte der 
Menschen geachtet werden. Die Menschen 
nutzen das Land für ihren Lebensunterhalt, 
und ihre Lebensgrundlagen verdienen es, 
geschützt zu werden, argumentieren die 
Autoren. Indigene Völker sind besonders ge­
fährdet. Andererseits haben sie und andere 
marginalisierte Gemeinschaften bewiesen, 
dass sie wichtige Partner für den Schutz und 
die Wiederherstellung von Land­Ressour­
cen sind.

Es gibt auch einen geschlechtsspezi­
fischen Aspekt. In vielen Entwicklungslän­
dern verrichten Frauen den Großteil der 
landwirtschaftlichen Arbeit. Sie sind von 
der Landdegradation besonders betroffen. 

Die UNCCD­Autoren dringen daher darauf, 
dass sie einbezogen werden.

Globale Zusammenarbeit ist der Weg 
nach vorn, so der Bericht. Die Ökosysteme 
müssen wiederhergestellt werden, damit 
die Menschheit eine gute Zukunft genießen 
kann. Es gibt zwar multilaterale Abkommen 
und Partnerschaften, aber die Autoren se­
hen eine große Lücke zwischen Anspruch 
und Wirklichkeit. Sie fordern, dass die Re­
gierungen und andere Parteien ihrer Ver­
antwortung gerecht werden, was auch die 
Bereitstellung von öffentlicher Entwick­
lungshilfe (ODA – official development as­
sistance) einschließt.

Doch nicht alle guten Absichten füh­
ren zu guten Ergebnissen. Nach Ansicht der 
Autoren ist es falsch, sich nur auf schnell 
wachsende Pflanzen zu konzentrieren, um 
Wälder und andere Ökosysteme in Asien, 
Afrika und Lateinamerika zu regenerieren. 
Dieser Ansatz führt zu schlechteren Ökosys­
temen, die weniger in der Lage sind, Koh­
lenstoff zu speichern, das Grundwasser auf­
zufüllen und als Lebensraum für Wildtiere 
zu dienen.

Der Global Land Outlook ist der zweite 
seiner Art, der erste wurde 2017 veröffent­
licht. Die aktuelle Ausgabe bewertet das 
globale Szenario, berücksichtigt aber auch 
verschiedene internationale Initiativen zur 
Verbesserung der Situation, wie zum Bei­
spiel die UN­Dekade zur Wiederherstellung 
von Ökosystemen von 2021 bis 2030 oder die 
Ziele für nachhaltige Entwicklung (SDGs). 
Die Botschaft lautet, dass entschlossenes 
Handeln einen Unterschied machen kann.

LINK

UN Convention to Combat Desertification, 

2022: Global Land Outlook 2.

https://www.unccd.int/resources/global-land-

outlook/glo2

CHIMEZIE ANAJAMA 

ist derzeit Praktikantin bei 

E+Z/D+C. Sie hat vor Kurzem 

ihren Masterabschluss in 

Entwicklungsmanagement an 

der Ruhr Universität Bochum gemacht. 

vivienchime@gmail.com 

Twitter: @mschimezie
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UKRAINE

Schnelle flexible Krisenhilfe

In der aktuellen Ukrainekrise gelang es der 
Philipp Schwartz-Initiative (PSI), schnell und 
flexibel zu reagieren. Aber auch afghanische 
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler 
sind mehr denn je auf Hilfe angewiesen.

Von Mareike Ilsemann

Nach dem Angriff Russlands auf die Ukra­
ine zeigte sich, wie stark das Netzwerk der 
Unterstützung für gefährdete und geflohene 
Forschende in Deutschland ist. Innerhalb 

weniger Tage meldeten sich rund 200 Per­
sonen aus dem deutschen Wissenschaftsbe­
trieb, die bereit waren, geflohene Forschen­
de aufzunehmen.

Dank der Unterstützung der Carl­
Zeiss­Stiftung und der Verlagsgruppe Sprin­
ger Nature konnte der Philipp Schwartz­
Notfonds eingerichtet werden, aus dem  
40 ukrainische Wissenschaftlerinnen im 
Rahmen der Philipp Schwartz­Initiative 
schnelle Hilfe in Form eines sechsmonati­
gen Stipendiums erhielten. In den nächsten 

drei Jahren rechnet die Stiftung aufgrund 
des erhöhten Förderbedarfs mit einem zu­
sätzlichen Finanzbedarf von rund 23 Millio­
nen Euro. Es ist zu erwarten, dass sich auch 
gefährdete russische Forschende bewerben.

Nach der Machtübernahme der Ta­
liban in Afghanistan ist die Lage im Land 
gerade für Frauen in der Wissenschaft ka­
tastrophal. Es gelang der Philipp Schwartz­
Initiative, in kürzester Zeit eine Brücken­
förderung für Forschende aus Afghanistan 
einzurichten. Unter den 20 Geförderten 
sind sieben Wissenschaftlerinnen, die im 
Rahmen dieser Förderung nun in Sicherheit 
ihren akademischen Weg fortsetzen kön­
nen.

Die PSI plant einen weiteren Ausbau 
der Förderinstrumente, um flexibel auf aku­
te Krisenherde reagieren zu können. Ziel der 
Auswahl und der Förderung ist es dabei im­
mer, nachhaltige Perspektiven für die PSI­
Fellows in Deutschland zu schaffen. MI

LINK

Philipp Schwartz-Initiative:

https://www.humboldt-foundation.de/

bewerben/foerderprogramme/philipp-schwartz-

initiative

MAREIKE ILSEMANN 

ist Pressereferentin bei der 

Alexander von Humboldt-

Stiftung. 
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Flüchtlingen im März 

2022. 

waren zum Zeitpunkt des Berliner Treffens 
neben den G7, der Weltbank und dem WFP 
auch die EU­Kommission, die UN Global 
Crisis Response Group, Norwegen, Däne­
mark, die Afrikanische Union und der Inter­
national Fund for Agricultural Development 
(IFAD). Weitere Institutionen – auch aus Pri­
vatwirtschaft und Zivilgesellschaft – sind 
willkommen.

Auf dem Weltmarkt sind Lebensmittel­
preise nach dem Einmarsch russischer Trup­
pen in die Ukraine im Februar schnell gestie­
gen (siehe Claudia Isabel Rittel in der E+Z/
D+C Digitalen Monatsausgabe 2022/04). 
Beide Länder waren zuvor wichtige Getrei­
deexporteure. Angesichts steigender Preise 
haben seither mehrere Länder Getreideaus­
fuhren gestoppt und damit die Weltmarkt­
probleme weiter verschärft. Schulze hat dem 

russischen Präsidenten Wladimir Putin vor­
geworfen, er nutze Hunger als Waffe.

Kurzfristig geht es nun darum, wie es 
in dem Statement von Schulz und Malpass 
heißt, Maßnahmen in den kommenden Mo­
naten abzustimmen. Zentrale Bedeutung 
hätten dabei

 ● die bessere Versorgung mit Nahrung, 
Dünger und Treibstoff,

 ● der Abbau von Handelsschranken und
 ● Finanzhilfen zur Linderung von Kri­

senfolgen.
Weltweite Ernährungssicherheit wer­

de aber fortdauernde Verpflichtungen er­
fordern, heißt es in dem Papier, das entspre­
chend auch langfristige Ziele formuliert. Es 
sei nötig, die Widerstandskraft von Ländern 
angesichts aktueller Risiken und künftiger 
Herausforderungen wie dem Klimawandel 

zu stärken. Die neue Allianz soll die Lebens­
mittelversorgung stärken und den gradu­
ellen Wandel zur nachhaltigen Landwirt­
schaft voranbringen.

Als Teil ihrer Klimapolitik haben die 
G7 zudem vereinbart, weitere Energiewen­
de­Partnerschaften mit Entwicklungslän­
dern einzugehen. Sie bekräftigten auch 
hier Interesse an Länderpartnerschaften, 
um öffentliche und private Mittel für nach­
haltige und klimaresiliente Infrastruktur 
zu mobilisieren. Erstmals in einer Ab­
schlusserklärung bekannten sie sich zu­
dem zu mehr Engagement im Bereich der 
Klimaschäden und ­verluste. Als wichtig 
bezeichnet werden in diesem Zusammen­
hang sowohl Privatversicherungen als auch 
staatliche soziale Sicherung (siehe Stefan 
Beierl auf S. 29).  E+Z/D+C

https://www.dandc.eu/de/contributors/mareike-ilsemann
https://www.humboldt-foundation.de/bewerben/foerderprogramme/philipp-schwartz-initiative
https://www.humboldt-foundation.de/bewerben/foerderprogramme/philipp-schwartz-initiative
https://www.humboldt-foundation.de/bewerben/foerderprogramme/philipp-schwartz-initiative
https://www.dandc.eu/de/article/ukrainekrieg-kann-millionen-von-menschen-eine-hungersnot-stuerzen-experten-fordern
https://www.dandc.eu/de/article/ukrainekrieg-kann-millionen-von-menschen-eine-hungersnot-stuerzen-experten-fordern
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Furthermore, PEGNet will award the PEGNet Best Practice Award worth € 3000 for the 12th time to a project that exemplifies 

cooperation between development researchers and practitioners. At the conference, the winner of the Best Practice Award will get 

the opportunity to present the project to an international audience of researchers, practitioners and policy makers. All projects that 

fall within the nexus of poverty reduction, equity and growth are invited to apply. The call for submissions will be open until 30 June, 

2022. Please send a three-page project summary to pegnet@ifw-kiel.de. The email should indicate “PEGNet BPA 2022” in the 

subject heading.

www.pegnet.ifw-kiel.de

Media Partner:

Addressing Fragility and Conflict  
in Developing Countries

Conference 2022

http://www.pegnet.ifw-kiel.de


E+Z  Digitale Monatsausgabe Juni 2022 8

MAGAZIN: ENTWICKLUNGEN IN ALLER WELT

ENTWICKLUNGSPOLITIK

Mit Diktatoren richtig umgehen

Autokratien sind weltweit auf dem Vor-
marsch. Um diesen Trend zu stoppen, müs-
sen westliche Demokratien sowohl vor der 
eigenen Haustüre kehren als auch Demokra-
tien in Entwicklungsländern fördern.

Von Aline Burni und Niels Keijzer

Schon vor dem Krieg in der Ukraine war es 
eine große Herausforderung, internationale 
Zusammenarbeit und Demokratieförderung 
voranzubringen. Die Coronapandemie hat 
viele Fortschritte zur Verwirklichung der 
Ziele für nachhaltige Entwicklung (SDGs 
– Sustainable Development Goals) zum 
Stillstand gebracht oder sogar rückgängig 
gemacht. Für politische Entscheidungsträ­
ger und Entwicklungsorganisationen hatte 
der Gesundheitsnotstand oberste Priorität. 
Zugleich setzte sich eine bereits seit 20 Jah­
ren andauernde Phase des demokratischen 
Rückschritts fort. In einigen Regionen wur­
de diese Entwicklung durch die Pandemie 
sogar beschleunigt.

In Libyen und im Jemen verschärften 
sich Konflikte. Andere flammten wieder auf, 

etwa in Äthiopien und Aserbaidschan. In Af­
ghanistan sind die Taliban nach dem Abzug 
des Westens wieder an der Macht. In Guinea, 
Mali, im Tschad und zuletzt in Burkina Faso 
kam es zu Militärputschen.

Darüber hinaus sind autoritäre Po­
pulisten in westlichen Ländern erstarkt. 
Obwohl Donald Trump in den USA nicht 
wiedergewählt wurde, hat er ein besorg­
niserregendes Erbe hinterlassen: Die Re­
publikaner tun, was sie können, um Min­
derheiten das Wählen zu erschweren; die 
Lüge, Präsident Joe Biden habe die Wahl 
gestohlen, wird weiter verbreitet; und die 
Drahtzieher des Sturms auf das Kapitol am 
6. Januar 2021 genießen immer noch Straf­
freiheit. Eine Minderheitsregierung in den 
USA wird immer wahrscheinlicher. Zudem 
sind auch in den EU­Mitgliedsstaaten Un­
garn und Polen demokratische Rückschritte 
zu verzeichnen.

Die internationale Entwicklungspo­
litik der westlichen Länder zielt auf Demo­
kratieförderung ab. Doch Autokraten auf 
der ganzen Welt demontieren demokrati­
sche Abläufe, Institutionen und Freiheiten. 

Dieser Trend wirft grundlegende Fragen zur 
Rolle der Entwicklungszusammenarbeit 
auf: Bis zu welchem Punkt ist eine Zusam­
menarbeit mit Autokratien angemessen? 
Was sollte die Politik anders machen?

Die Autokratisierung eines Landes be­
ginnt oft mit Maßnahmen zur Kontrolle der 
Medien und zur Einschränkung der akade­
mischen Freiheit sowie der Zivilgesellschaft. 
Autokratische Kräfte wollen polarisieren. Sie 
behandeln Kritiker respektlos und stempeln 
sie als Feinde ab. Sobald sie im Amt sind, 
nutzen aufstrebende Autokraten den Re­
gierungsapparat, um Falschinformationen 
zu verbreiten und die Opposition zu diskre­
ditieren. In der Regel gehen sie dann dazu 
über, formale Institutionen zu untergraben, 
einschließlich Justiz und Wahlsystem.

Zeichnen sich in einem Partnerland 
demokratische Rückschritte ab, haben west­
liche Regierungen im Wesentlichen drei 
Möglichkeiten. Sie können:

 ● sich einigen und auf bestimmte Aufla­
gen bestehen,

 ● Lösungen finden, die das Problem um­
gehen, oder

 ● die Zusammenarbeit einstellen.
Diese Fragen betreffen längst nicht 

nur die Entwicklungszusammenarbeit, das 
zeigen die seit Beginn des Ukrainekriegs 
gegen Russland verhängten Sanktionen. Da 
westliche Regierungen ihre internationale 
Entwicklungspolitik seit drei Jahrzehnten 
auf Demokratieförderung ausgerichtet ha­
ben, ist dieser Bereich jedoch besonders 
betroffen. Er kann und sollte eine wichtige 
Rolle beim Schutz der Demokratie spielen. 
Dabei gilt es aber, etablierte Ansätze immer 
wieder kritisch zu hinterfragen.

KONDITIONALITÄTEN

Oft wird Entwicklungszusammenarbeit 
an demokratische Maßnahmen geknüpft. 
Das Problem: Es ist schwierig, auf solchen 
Bedingungen – sogenannten Konditiona­
litäten – zu bestehen. Sanktionen zu ver­
hängen, erfordert einen starken politischen 
Willen, eine konsequente Anwendung der 
Regeln und eine genaue Beobachtung der 
politischen Dynamik im Partnerland. Das ist 
eine große Herausforderung – selbst dann, 
wenn die Bedingungen für die Zusammen­
arbeit in förmlichen Vereinbarungen mit 
der Partnerregierung festgelegt sind.

Sanktionen eignen sich etwa als kurz­
fristige Reaktion auf einen Militärputsch, Fo
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Keine Demokratieförderung: Präsident Xi Jinping mit Gästen beim Afrika-Gipfel in Peking 2018.  

https://www.dandc.eu/de/contributors/aline-burni
https://www.dandc.eu/de/contributors/niels-keijzer
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mit ihnen lassen sich Forderungen nach 
einer zivilen Regierung und freien Wahlen 
untermauern. Als Reaktion auf den Trend 
zu autokratischer Herrschaft sind sie aller­
dings weniger wirksam. Ein großes Risiko 
besteht darin, dass internationale Institu­
tionen ihre Bedingungen nicht konsequent 
genug einfordern. So werden Sanktionen 
zu leeren Drohungen. Vieles hängt ab von 
der Bereitschaft der Geberregierungen, eine 
gemeinsame Politik nachhaltig und koordi­
niert zu verfolgen.

Wo Demokratie ins Straucheln gerät, 
reicht kein „Weiter­so“. Laufen Programme 
weiter, kann das Autokraten stärken. Ande­

rerseits kann Entwicklungszusammenarbeit 
durchaus etwas bewirken, etwa wenn sie In­
stitutionen fördert, die ein Mindestmaß an 
demokratischer Legitimität haben.

„UMGEHUNGSLÖSUNGEN“

Wenn die Autokratisierung ein bestimmtes 
Maß erreicht hat, kann es sinnvoll sein, die 
nationale Regierung zu umgehen. Die Idee 
dahinter ist, die Zusammenarbeit zwischen 
den Regierungen zurückzufahren und statt­
dessen direkt subnationale Behörden oder 
zivilgesellschaftliche Organisationen zu ad­
ressieren.

Die Wirksamkeit dieses Ansatzes 
hängt davon ab, wie viel Kontrolle die Regie­
rung hat und wie schlimm die Repressionen 

sind. Wo der Staat „überall“ ist oder wo zivil­
gesellschaftliche Organisationen keine ex­
terne Finanzierung annehmen dürfen, wird 
er kaum funktionieren. Generell hängt die 
Wirksamkeit solcher „Umgehungslösungen“ 
davon ab, wie viel Spielraum die Zivilgesell­
schaft noch hat und wie sehr sich die Part­
nerorganisationen für Demokratie einset­
zen. Außerdem kann diese Art von Lösung 
teuer werden, und Ressourcen können von 
autokratischen Kräften „gekapert“ werden.

Bis zu einem gewissen Grad kann auch 
eine regionale Zusammenarbeit eine Option 
sein. Beispielsweise könnte ein geringeres 
Engagement in Mali einhergehen mit einem 
stärkeren Engagement in der ECOWAS (Eco­
nomic Community of West African States – 
Wirtschaftsgemeinschaft Westafrikanischer 
Staaten), der regionalen Organisation, der 
Mali angehört. Ein solcher Ansatz erlaubt 
erstens, das Engagement bei Bedarf recht 
einfach wiederaufzunehmen. Zweitens las­
sen sich so die in Nachbarländern gemach­
ten Erfahrungen nutzen.

Hat sich die Gewaltherrschaft voll 
entfaltet, gilt es, die Zusammenarbeit zu 
überdenken: Wenn sie eine autokratische 
Regierung stärkt, ist sie Teil des Problems. 
In einem solchen Kontext ist ein endgültiger 
Rückzug gerechtfertigt. Fortgesetzt werden 
sollte nur die grundlegende Unterstützung 
für die Bevölkerung, vor allem durch huma­
nitäre Hilfe. Die langfristige Entwicklung 
sollte erst wieder unterstützt werden, wenn 
sich die politischen Rahmenbedingungen 
verbessern. Es ist dabei wichtig, die Gren­
zen der Entwicklungszusammenarbeit zu 
erkennen. Sie kann zwar Veränderungspro­
zesse eines Landes unterstützen, aber nicht 
dessen politische Dynamik grundlegend 
verändern.

Angesichts der Tendenzen zur Au­
tokratisierung ist es umso wichtiger, die 
Demokratie zu stärken. Dafür müssen die 
Geber geeignete Ansatzpunkte finden. Sie 
müssen zudem die Auswirkungen ihrer Pro­
gramme auf die Demokratie in den Partner­
ländern fortlaufend bewerten und den Kurs 
ändern, wenn die Bedingungen es erfordern.

Liberale Demokratien wie Deutsch­
land unterstützen weiterhin langfristig die 
Etablierung und Stärkung demokratischer 
Institutionen im Ausland. Deutschland setzt 
hierfür seit langem auf zivile Machtstruktu­
ren und kooperiert auch mit autokratischen 
Regimen – in der Hoffnung, dass sich Ins­
titutionen so weiter diversifizieren und zur 

Demokratisierung beitragen. Dieser Ansatz 
treibt zwar nicht direkt Autokratisierung vo­
ran, begünstigt aber womöglich den Trend 
dazu. Die politischen Entscheidungsträger 
sollten darauf achten, solche Programme zu 
stoppen, bevor sie untragbar werden.

Erschwerend kommt hinzu, dass 
nichtdemokratische Regime – besonders 
China – zunehmend auf Entwicklungslän­
der zugehen. Peking wirbt für ein anderes 
Entwicklungsparadigma, dem zufolge eine 
starke Regierung entscheidend ist, Demo­
kratie und Menschenrechte aber nicht. Da­
bei sind beide zentral für eine nachhaltige 
Entwicklung der Menschheit.

Westliche Regierungen müssen auch 
bedenken, dass ihre eigene Legitimität ange­
kratzt ist. Zum einen sind militärische Inter­
ventionen, die Demokratisierung unterstüt­
zen sollten, spektakulär gescheitert, etwa in 
Afghanistan und Mali. Zum anderen sind die 
USA und die EU selbst von demokratischen 
Rückschritten betroffen.

Als Joe Biden im März in Warschau 
von einem Konflikt zwischen Demokratie 
und Autoritarismus sprach, hatte er nicht 
unrecht. Was er allerdings nicht sagte: So­
wohl in Polen als auch in seinem eigenen 
Land, den USA, sind autoritäre Kräfte er­
schreckend stark. Biden hätte anerkennen 
müssen, dass der von ihm benannte Kon­
flikt nicht einfach zwischen verschiedenen 
Ländern tobt – sondern vielmehr innerhalb 
von Ländern.

Demokratische Regierungen müssen 
die Demokratie im Ausland fördern – das 
gilt für die Außenbeziehungen im Allgemei­
nen, nicht nur für die Entwicklungszusam­
menarbeit. Die EU­Staaten täten gut daran, 
ihre Reaktionen auf Autokratie und demo­
kratische Rückschritte zu koordinieren. Es 
ist an der deutschen Bundesregierung, dazu 
beizutragen, einen solchen Prozess in Gang 
zu setzen.

ALINE BURNI 
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FACHLITERATUR 

Wie Milliardäre ticken

Arme Menschen werden gründlich erforscht 
– aber über Superreiche wissen wir wenig. 
Das Buch eines US-Journalisten bietet inter-
essante Einblicke.

Von Hans Dembowski

Oft heißt es, Superreiche hätten keine Sor­
gen. Sie haben nur aber andere Sorgen ­ und 
durchaus Anlass, sich vor Überfall, Raub, 
Entführung und Erpressung zu fürchten. 
Als meiden sie den öffentlichen Raum ten­
denzielll und beschäftigen Leibwächter zu 
beschäftigen. Viele versuchen, möglichst 
unbekannt zu bleiben, damit potenzielle 
Kriminelle sie nicht finden.

Solche Gedanken beeinflussen auch 
die Wahl des Wohnorts. Sie suchen sie Si­
cherheit, brauchen aber auch Platz für Frei­
zeit, Sport und Hobbys, da sie öffentlichen 
und kommerziellen Angeboten möglichst  
fernbleiben. Das Ergebnis sind dann oft üp­
pig angelegte, aber festungsartige Villen.

Michael Mechanic, ein Journalist aus 
Kalifornien, hat über diese Dinge 2021 das 
Buch „Jackpot“ veröffentlicht. Der pro­
grammatische Untertitel lautet „Wie die 
Superreichen wirklich leben – und weshalb 
ihr Wohlstand uns allen schadet“. Einige 
Mitglieder der Zielgruppe ließen sich von 

ihm interviewen, er stützt sich aber auch auf 
Auskünfte von Dienstleistern, die für diese 
Klientel arbeiten, sowie auf die bestehende 
Literatur, welche aber recht knapp ist. Mul­
timillionäre und Milliardäre wollen nun mal 
nicht erforscht werden.

Wie Mechanic erläutert, sind finanz­
starke Eliten kaum auf staatliche Infrastruk­
tur und Dienstleistungen angewiesen. Sie 
wollen bessere Versorgung als gesetzliche 
Krankenkassen bieten. Der Nachwuchs 
besucht Privatschulen. Steuern bedeuten 
in ihrer Sicht also, dass ihnen Geld ohne 
Gegenleistung entzogen wird. Mechanic 
beschreibt eine auf Transaktionen ausge­
richtete Denkweise. Angehörige des Geld­
adels prüften, was sie wofür bekommen. 
Steuerflucht scheine legitim, aber konven­
tionelle Freundschaften würden wegen des 
Verdachts, andere wollten nur ihr Geld, 
schwierig. Wie Mechanic ausführt, müssen 
sich Superreiche aber Buchhaltern, Rechts­
anwälten und anderen Dienstleistern an­
vertrauen. Die Sorge, betrogen zu werden, 
schwinge ständig mit.

Mechanic berichtet, Superreiche hiel­
ten sich tendenziell für überlegen und ihr 
Vermögen selbst dann für wohlverdient, 
wenn es ererbt sei. Ein Verständnis davon, 
was den Erfolg ihrer Sippe ermöglicht hät­

ten, gebe es kaum (siehe Hans Dembowski 
auf www.dandc.eu). Im Umkehrschluss hei­
ße das, dass alle, die über weniger Geld ver­
fügten, irgendwie versagt haben müssten.

Superreiche Menschen sind laut Me­
chanic sehr konkurrenzorientiert. Sie be­
anspruchten Kontrolle und hätten gern die 
schickste Superyacht. Transaktionsdenken 
präge auch ihre Beziehungen zu anderen 
hochvermögenden Menschen.

Jeder Mensch ist besonders, wie Me­
chanic festhält, und nicht alle Superreichen 
ticken gleich. Einige waren ja auch bereit, 
sich interviewen zu lassen. Allerdings sind 
die Geisteshaltungen, die der Journalist 
beschreibt, plausibel, denn sie lassen sich 
offensichtlich auf Privilegien zurückführen. 
Er schreibt über die USA, aber anderswo 
dürfte es ähnlich sein.

In jedem Land stellt die Finanzeli­
te nur einen sehr kleinen, aber auch sehr 
mächtigen Bevölkerungsanteil. Mechanic 
nennt viele Beispiele dafür, wie Gesetze 
und Bestimmungen in den USA Privilegien 
sichern, wozu Lobbyismus kräftig beigetra­
gen hat. So hätten etwa republikanische Po­
litiker dafür gesorgt, dass die Steuerbehörde 
National Revenue Service so wenig Personal 
habe, dass sie kaum noch funktionstüchtig 
sei.

Die Kochs, Mercers und Murdochs ge­
hören zu den superreichen Sippen, die seit 
Langem rechtsgerichtete Politiker unter­
stützen – manchmal sogar unter dem Deck­
mantel der „Philanthropie“. Ihre Ideologie 
betont systematisch individuelle Leistung 
und richtet sich gegen „Bedürftige“ – Ange­
hörige von Minderheiten gern eingeschlos­
sen. Wo die Kluft zwischen der plutokrati­
schen Elite und der restlichen Gesellschaft 
zu groß wird, leidet das Gemeinwohl. Oli­
garchenpopulismus gibt es tatsächlich (sie­
he Hans Dembowski in der Debatte der E+Z/
D+C Digitalen Monatsausgabe 2022/05).

BUCH

Mechanic, M., 2021: Jackpot. How the super-

rich really live – and how their wealth harms us 

all. New York, Simon & Schuster.
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Helikopter auf 

Luxusyacht 2018 bei 

Bootsausstellung in 

Monaco. 
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„Wirkung ist immer wichtig“

Die Vision von GreenTec Capital Partners ist 
es, deutsche mit afrikanischen Unternehmen 
zusammenzubringen und deutsche Unter-
nehmen zum Investieren zu ermutigen. 
GreenTec-Mitbegründer Thomas Festerling 
freut sich, dass seine Firma bereits viel 
geschafft hat. Er will aber viele weitere Entre-
preneure erreichen.

Thomas Festerling im Interview mit Sabine 
Balk

Wie kam es zur Gründung Ihres Unterneh-
mens?
Mein Mitgründer Erick Yong war erfahre­
ner Unternehmer, und ich habe erfolgreich 
in der Finanzbranche gearbeitet. Wir hat­
ten aber beide irgendwann das Gefühl, wir 
müssten etwas machen, was uns persönlich 
mehr erfüllt. Da sind wir auf die Idee gekom­
men, dass wir unsere Erfahrung im Auf­ und 
Ausbau von neuen Unternehmen und in der 
erfolgreichen Führung eines Unternehmens 
weitergeben könnten, weil es genau das ist, 
was vielen jungen Unternehmen in Afrika 
fehlt. Wir haben 2015 zu zweit angefangen 
und haben mittlerweile ein Team von rund 
30 Leuten, davon zwei Drittel in Deutsch­
land, ein Drittel in Afrika.

Welche Unternehmen unterstützen Sie?
Wir identifizieren und richten uns an klei­
ne Technologieunternehmen, die eine gute 
Geschäftsidee haben, es aber nicht schaf­
fen, ein bereits gut funktionierendes Un­
ternehmen weiter erfolgreich wachsen zu 
lassen, weil sie keinen Zugang zu bestimm­
ten Ressourcen haben und Know­how fehlt. 
Ein gutes Beispiel ist PowerStove in Nige­
ria. Der Gründer, Okey Esse, erkannte die 
Notwendigkeit von sicherem und billigem 
Kochen. Mehr als 90 Prozent der nigeriani­
schen Haushalte verwenden immer noch 
Holzkohle­ und Paraffinöfen, und Millionen 
Menschen sterben an der Rauchvergiftung. 
Nach seinem Physikstudium entwickelte 
Okey kleine Öfen, die mit Pellets aus Holz 
und Ernterückständen betrieben werden 
und rückstandsfrei und rauchfrei verbren­
nen. Verschiedene Modelle können sogar 

zusätzlich Strom erzeugen. In Zusammen­
arbeit mit GreenTec konnte PowerStove 
eine zweite Produktionsanlage bauen, eine 
weitere ist in Simbabwe geplant.

Mit fehlenden Ressourcen meinen Sie vor 
allem Geld?
Nein, das ist es genau nicht. Wenn Sie mit 
dem Geld nicht die richtigen Ressourcen 
erwerben, ist es nutzlos. Es geht darum, die 
richtige Technologie und die passenden 
Mitarbeiter für ein Unternehmen zu be­
kommen. In Afrika gibt es zum Beispiel sehr 
wenig Zugang zu IT­Spezialisten, auch gute 
Finanzchefs (CFOs – Chief Finance Officers) 
oder Buchhalter (Accountants) fehlen oft.

Wir unterstützen Unternehmen dabei, 
sich bereit für Investoren zu machen. Wenn 
das gelingt, steigen wir als Gesellschafter 
ein, das ist quasi unsere Bezahlung. Für die­
sen Ansatz haben wir 2017 den Deutschen 
Unternehmerpreis für Entwicklung vom 
Bundesministerium für wirtschaftliche Zu­
sammenarbeit und Entwicklung (BMZ) be­
kommen. Das war ein super Erfolg für uns 
als sehr junges Unternehmen.

Wie sieht die Arbeit von GreenTec Capital 
Partners konkret aus?

Wir haben uns auf zwei Säulen gestellt:
 ● Investment und
 ● Consulting – das machen wir nicht im 

klassischen Sinn, sondern ich nenne das lie­
ber „venture­building as a service“. Für uns 
ist Wirkung bei jedem Investment wichtig. 
Unsere Stärke ist, richtig gute Entrepreneu­
re mit guten Geschäftsmodellen, die meist 
Grundbedürfnisse wie Zugang zu Nahrung, 
Energie oder Wasser erfüllen, zu finden. Das 
können nicht so viele. Deshalb sind auch 
schon einige Entwicklungsorganisationen 
wie die GIZ oder die französische Entwick­
lungsgesellschaft AFD (Agence Française de 
Développement) auf uns aufmerksam ge­
worden und haben mit uns Projekte durch­
geführt. Das größte Programm bisher war, 
für die AFD Unternehmen im Digital­ und 
Technologiebereich zur Förderung zu iden­
tifizieren. Das Projekt lief zwei Jahre haupt­
sächlich im frankophonen Afrika. Wir hat­
ten einen siebenstelligen Förderbetrag als 
Budget. Wir haben rund 150 Unternehmen 
gefunden, und es sind viele Arbeitsplätze 
geschaffen worden. Mit der AFD sind wir 
gerade dabei, ein Nachfolgeprogramm zu 
entwickeln.

Sie vermitteln auch Unternehmenspartner-
schaften – was heißt das?
Wir fokussieren uns auf technische Part­
nerschaften. Dabei bringen wir deutsche 
Firmen mit afrikanischen Start­ups zusam­
men. Ein Beispiel sind E­Bikes in Sambia. 
Die Technologie wurde in Deutschland 
entwickelt und an einen Betrieb in Sambia 
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PowerStove-Fabrik: Das Unternehmen produziert rauchfreie Öfen. 
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vermittelt, wo sie genutzt wird und weiter­
entwickelt werden kann. Ganz wichtig sind 
für uns Partnerschaften auf Augenhöhe.

Gab es auch Misserfolge in Ihrer Arbeit?
Die gab es natürlich, das ist normal. Wir 
haben in Unternehmen investiert, die sich 
nicht erfolgreich entwickelt haben. Aber wir 
haben aus der Vergangenheit viel gelernt. 
Am Anfang wollten wir in ganz Subsahara­
Afrika tätig sein, nun haben wir uns auf 
derzeit sechs Länder und auf zwei Themen 
spezialisiert, das Thema Grundbedürfnisse 
und Technologieplattformen. Das kann sich 
natürlich auch überschneiden, etwa bei ei­
ner Agritechplattform, die Kleinbauern mit 
den Märkten verbindet.

Woran scheitern Projekte?
Das versuchen wir natürlich immer zu ana­
lysieren. Wobei dies oft nicht ganz einfach 
ist, da es große kulturelle Unterschiede 
zwischen einem deutschen Mittelständler 
und einem afrikanischen Start­up gibt. Da 
sind Vermittler wie wir sehr wichtig, die 
die Erwartungen auf beiden Seiten zusam­
menbringen. Sonst kann es da viele Miss­
verständnisse geben. Bei Investoren ist es 
in der Regel so, dass sie Bedenken haben, 
dass es steuerliche und rechtliche Probleme 
geben könnte, wenn sie in Afrika investie­
ren. Außerdem haben sie Bedenken, dass 
die Unternehmen aus Afrika doch nicht ih­
ren Erwartungen entsprechen. Das schreckt 
viele ab. 

Was tun Sie, um diese Bedenken zu zer-
streuen?

Eine der Initiativen ist ein Investment­Club 
für „Angel­Investoren“. Wir laden europäi­
sche Investoren ein, die schon in Afrika in­
vestiert haben, um von ihren Erfahrungen 
zu berichten, um andere durch ihre Erfah­
rung in den Entscheidungen zu unterstüt­
zen. Das sind sozusagen die „Engel“. Ein 
Beispiel ist ein Anwalt aus dem Vereinigten 
Königreich, der schon in mehr als 20 Unter­
nehmen in Afrika investiert hat. Wenn er er­
zählt, überzeugt das andere mehr, als wenn 
man nur in der Theorie darüber spricht. In­
teressant ist auch das Co­Investment. Das 
wollen wir dieses Jahr vorantreiben. Wir 
gründen gerade einen Co­Investment­Club, 
wo unerfahrene Mitglieder zusammen mit 
erfahrenen Investoren gemeinsam in afri­
kanische Unternehmen investieren kön­
nen. Wir informieren die Clubmitglieder, 
wer schon wie viel in welches Unterneh­
men investiert hat, und fragen, ob sie noch 
mit einsteigen wollen. Das gibt den neuen 
Investoren ein Sicherheitsgefühl, wenn sie 
sehen, wer schon alles mit dabei ist. Vorteil 
ist auch, dass die ganze Vertragsgestaltung 
bereits vorhanden ist und nicht neu aufge­
setzt werden muss.

Sie sagen, es sei besonders schwer, kleine-
re und mittelständische deutsche Unterneh-
men als Afrika-Investoren zu gewinnen. Wie 
können Sie sie überzeugen?
Neben sogenannten Leuchtturmprojekten, 
also besonders erfolgreichen Start­ups, ist 
es sehr wichtig, das Thema mehr in die Öf­
fentlichkeit und in die Medien zu bringen. 
Außerdem organisieren wir Events, zum 
Beispiel Workshops oder Investorenreisen 

mit zehn bis 20 Personen nach Afrika. Das 
war natürlich jetzt mit Covid nicht möglich. 
Aber wir planen dieses Jahr einen Trip nach 
Ghana und Ruanda. Das sind unglaublich 
interessante Erlebnisse und Erfahrungen. 
Wenn wir ein Tech­Unternehmen oder ein 
Start­up besuchen, ist das etwas ganz ande­
res als eine Urlaubsreise an den Strand oder 
eine Safari. Die potenziellen Investoren se­
hen dann selbst, wie weit und smart die Leu­
te in Afrika sind.

Ihr Name ist „GreenTech“ – gibt es be-
stimmte Kriterien, mit welchen Firmen Sie 
zusammenarbeiten?
Ja, wir orientieren uns an den UN­Zielen 
für nachhaltige Entwicklung (SDGs – Sus­
tainable Development Goals). Wir konzen­
trieren uns auf vier SDGs, die man messen 
kann: keine Armut, weniger Ungleichheit, 
Wirtschaftswachstum und Klimaschutz. 
Wir wollen unsere Erfolge messen. Wir ha­
ben auch eine Liste mit Unternehmen und 
Branchen, mit denen wir keine Geschäfte 
machen, weil sie nicht nachhaltig wirt­
schaften, Kinderarbeit oder Spielsucht för­
dern oder klimaschädlich sind. Wir hatten 
eine Anfrage einer Tabakfirma, aber die 
haben wir abgelehnt, obwohl es sehr lukra­
tiv gewesen wäre. Aber da stehen wir nicht 
dahinter.

THOMAS FESTERLING 

ist Chief Finance Officer und 

Mitgründer von GreenTec 

Capital Partners. 

 

t.festerling@greentec-capital.com

Uber für Lastwagen

GreenTec Capital Partners hat 
bereits einige Unternehmen 
unterstützt, die sich sehr viel­
versprechend am Markt ent­
wickeln. Ein Beispiel ist die in 
Kenia stationierte Technologie­
plattform Amitruck. Sie funkti­
oniert wie Uber mit Lastwägen. 
Die Plattform bringt also Lkw­
Fahrer mit ihren Fahrzeugen 
und Kunden zusammen, und 

die Plattform optimiert auch 
die Strecken. Die Fahrer trans­
portieren Waren aller Art zu 
den Kunden.

Der Gütertransport in 
Afrika ist sehr teuer und kos­
tet laut Amitruck schätzungs­
weise fünf Mal mehr als in 
 Industrieländern. Waren wer­
den überwiegend auf der Stra­
ße transportiert, da viele Regi­

onen über keine Infrastruktur 
für den Schienen­ oder Luftver­
kehr verfügen. Die Plattform 
will zur Verbesserung der Lo­
gistik und Transportinfrastruk­
tur in Kenia beitragen.

GreenTec Capital Part­
ners hat gleich bei Gründung in 
das Start­up investiert. In die­
sem Jahr hat Amitruck bereits 
mehr als 4 Millionen US­Dollar 
an Investorengeldern einge­
sammelt. Das ist für ein Unter­
nehmen, das erst zwei Jahre auf 
dem Markt ist, ein beachtlicher 

Erfolg, und Amitruck verbucht 
zweistellige Wachstumsraten 
im Monat. Das ermöglicht dem 
Unternehmen, nun auch nach 
Uganda, Ruanda und Tansa­
nia zu expandieren. Amitruck 
besteht aus einem Team von 
über 50 Angestellten, die die 
App technisch betreuen und 
vermarkten. Die Plattform hat 
mittlerweile über 4000 Fahrer 
unter Vertrag, die so vom infor­
mellen in den formellen Sektor 
überführt wurden und ein gere­
geltes Einkommen haben.  SB



Betrüger am Werk

Neue technische Möglichkeiten wie 
digitale Geldbörsen tragen dazu bei, 
finanzielle Inklusion in Entwicklungslän­
dern zu fördern. In Sambia gefährden Be­
trugsfälle das Vertrauen in den digitalen 
Zahlungsverkehr.

Die 25­jährige Susan Chembo sitzt 
an ihrem Verkaufsstand in der Cairo Road 
– einer der verkehrsreichsten Straßen 
in Sambias Hauptstadt Lusaka – und 
erzählt unter Tränen, wie sie um ihr hart 
verdientes Geld betrogen wurde. „Bitte 
überweise das Geld an diese Nummer!“, 
hieß es in der Nachricht, in der eine Han­
dynummer angegeben stand.

Zufälligerweise hatte Chembo gera­
de ihrem Onkel gesagt, dass sie ihm Geld 
schicken würde, dass er zur Abfertigung 
ihrer bestellten Waren an der Grenze be­
nötigte. Sie nahm an, dass die anonyme 
Nachricht von ihrem Onkel stammte, der 
als Beamter an der Grenze von Kazungula 
im Süden Sambias arbeitet. Also schickte 
sie 5000 Kwacha (etwa 285 Dollar) an 
diese Nummer. Ihr Onkel hat das Geld 
nie erhalten. Chembo meldete den Vorfall 
bei der Polizei, aber die Handynummer, 
an die sie das Geld geschickt hatte, gab 
es nicht mehr. Es war Betrug; der Täter 
konnte nicht ausfindig gemacht werden.

Mobile Lösungen wie digitale 
Geldbörsen werden in Sambia immer 
beliebter und tragen dazu bei, dass auch 
Leute, die kein Bankkonto haben, am 
Zahlungsverkehr teilhaben können. Viele 

Sambier, vor allem in ländlichen Gegen­
den, nutzen jetzt ihre Mobiltelefone, um 
virtuelle Bankkonten einzurichten. Diese 
sind leichter zugänglich als traditionelle 
Banken.

Die beiden größten Mobilfunkbe­
treiber in Sambia sind lokale Ableger 
von Airtel und MTN, die beide mobi­
les Bezahlen anbieten. Das staatliche 
Telekom­Unternehmen Zamtel bietet 
neben Mobilfunkdiensten auch eine 
e­Wallet­App namens Zampay an. MTN 
startete im April 2018 eine konzertierte 
Aktion, um die Zahl der Verkäufer im 
Land zu erhöhen und die Nutzung seiner 
Plattform auszuweiten.

Mit Erfolg. Laut der Bank of Zambia 
ist die Zahl der Nutzer bis Ende 2021 auf 
8,6 Millionen gestiegen, verglichen mit 
etwa 4,85 Millionen im Jahr 2019. Die 
Zahl der Mobile­Money­Agenten in Sam­
bia lag Ende 2018 bei 47 000, verglichen 
mit 23 000 im Jahr davor.

Mobile Gelddienste weisen geringe­
re Sicherheitskontrollen auf als her­
kömmliche Banksysteme und sind daher 
ein Ziel für Kriminelle und Betrüger 
geworden, die Schlupflöcher ausnutzen, 
um ahnungslose Nutzer zu betrügen.

Raymond Solochi, der vor Kurzem 
500 Kwacha (30 Dollar) durch einen 
Betrug mit mobilem Geld verloren hat, 
erklärt, wie die Betrüger vorgehen. „Diese 
Diebe überlisten die Menschen mit psy­
chologischen Mitteln. Sie wissen, dass die 
Leute irgendwann Geld überweisen, vor 
allem an den Zahltagen.“

Wenn sie nicht entschieden be­
kämpft werden, können die Betrüger die 
digitalen Zahlungsplattformen lahmle­
gen. Die politischen Entscheidungsträger 
in Sambia nehmen das Problem daher 
ernst und sind dabei, Konzepte zum 
Schutz der Verbraucher zu entwickeln. 
Die sambische Behörde für Informa­
tions­ und Kommunikationstechnologie 
(ZICTA) warnt die Menschen davor, ihre 
Kontaktinformationen in sozialen Netz­
werken zu veröffentlichen, und rät ihnen, 
die PIN­Nummern unbedingt geheim zu 
halten.

DERRICK SILIMINA 

ist freier Journalist aus 

Lusaka. 

 

derricksilimina@gmail.com
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GESCHLECHTERGERECHTIGKEIT

Vorreiter mit Defiziten

Mexiko will eine „feministische“ Außenpolitik 
betreiben. Allerdings steht es im Inland mit 
Frauenrechten nicht zum Besten.

Von Virginia Mercado

Im internationalen Vergleich sticht Mexi­
ko durch seine vielen Femizide hervor. 948 
Frauen wurden 2020 ermordet – 2,7 Prozent 
mehr als im Vorjahr.

Seit Jahren steigt die Zahl der Anzei­
gen wegen häuslicher Gewalt. Letzteres mag 
zwar auch darauf hinweisen, dass immer 
mehr Frauen das Selbstbewusstsein haben, 
ihr Leid nicht mehr schweigend zu akzeptie­
ren, sondern vor Gericht zu ziehen. Gewalt­
opfer klagen aber auch, der Staat schütze sie 
nicht ausreichend. Feministinnen ärgern 
sich jedenfalls darüber, dass Präsident An­
drés Manuel López Obrador sich über Frau­
enrechtsdemonstrationen zum 8. März ab­
fällig geäußert hat.

Derweil beansprucht seine Regie­
rung, eine „feministische Außenpolitik“ zu 
betreiben, die Geschlechtergerechtigkeit 
und Menschenrechte fördere. Sie ist stolz 
auf eine Reform zur Geschlechterparität 
und die Tatsache, dass mehr Frauen po­
litische Führungspositionen innehaben. 

Im Bundeskabinett besetzen Frauen acht 
von 19 Plätzen. Acht von 31 Bundesstaaten 
werden von Gouverneurinnen regiert. Laut 
nationalem Statistikinstitut INEGI hat jede 
vierte Kommune eine Bürgermeisterin. Ge­
schlechterparität ist das nicht, Frauen sind 
aber auch keine Ausnahmen mehr.

2020 sagte Außenminister Marcelo 
Ebrard, die Regierung sei feministisch, also 
gelte das auch für die Außenpolitik. Frauen­
rechtsaktivistinnen finden das grundsätz­
lich gut, fragen sich aber, was das konkret 
bedeutet. Relevante Stichworte gibt dazu 
die Website der Bundesregierung:

 ● Außenpolitik mit Geschlechterper­
spektive,

 ● ein paritätisch besetztes Ministerium,
 ● ein Außenministerium frei von Gewalt,
 ● sichtbare Gleichheit und
 ● intersektionale Politik.

Gut ist, dass Mexiko als erstes latein­
amerikanisches Land in der Außenpolitik 
Geschlechterperspektiven formuliert. Frag­
lich bleibt jedoch, ob ein Staat im Ausland 
fördern kann, was daheim noch aussteht. 
Gleichstellung ist nicht erreicht, und um die 
Achtung der Menschenrechte von Frauen 
– besonders das Recht auf ein Leben ohne 
Gewalt – steht es schlecht.

Bei anderen Punkten geht es dem 
Ministerium offensichtlich um sich selbst 
– und auch da gibt es noch viel zu tun. Der 
Anteil der Frauen in Führungspositionen 
(Botschafterinnen und Konsularinnen) ist 
mit knapp 30 Prozent praktisch unverän­
dert, seit die feministische Außenpolitik 
proklamiert wurde. Die Aufstiegschancen 
von Frauen haben sich also wohl nicht ver­
bessert.

Anfang des Jahres musste das Außen­
ministerium die Ernennung des mexikani­
schen Botschafters in Panama zurückzie­
hen. Es hatte Belästigungsvorwürfe gegen 
ihn gegeben und eine wirksame Kampagne 
in sozialen Medien nutzte das Motto „Ein 
Belästiger wird nicht Botschafter“. Pikant 
war allerdings, dass Panama den Mann 
ablehnte, die Entscheidung also nicht von 
Mexikos feministischer Politik inspiriert 
war.

Andererseits bemüht sich das Minis­
terium darum, Leistungen von Frauen im 
Auswärtigen Dienst bekannt zu machen. 
Es veröffentlicht entsprechend Biografien 
und Profile. Es finden auch Schulungen 
statt, um Personal auf geschlechtsspezifi­
sche Themen aufmerksam zu machen. Un­
ter anderem soll es effizienter auf Fälle von 
Gewalt und Belästigung reagieren können – 
und zwar nicht nur in den eigenen Reihen, 
sondern auch, wenn sich Menschen an eine 
mexikanische Auslandsvertretung wenden. 
Interessant war der Fall einer Mitarbeiterin, 
die in Katar Missbrauchsopfer wurde. Ihr 
Minister wurde darauf erst aufmerksam, als 
ein Medienwirbel entstand, unterstützte sie 
dann aber juristisch.

„Intersektionalität“ bedeutet, dass Ge­
schlechterthemen im Zusammenhang mit 
anderen Diskriminierungsformen wie etwa 
Rassismus behandelt werden. Relevante 
Fragen sind also, wie Mexiko mit Migrantin­
nen mit unterschiedlichen ethnischen Hin­
tergründen umgeht, und ob sie beispiels­
weise auf der Durchreise durch Mexiko von 
Kindern getrennt werden. Nicht nur was 
Migration angeht, gibt es im mexikanischen 
Alltag klare Defizite.
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Frauen in Führungspositionen: sechs Gouverneurinnen und die Bürgermeisterin von Mexiko-Stadt. 
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CORONAVIRUS

Stark abweichende Corona-Zahlen

Zwischen indischer Regierung und Weltge-
sundheitsorganisation WHO herrscht ein 
Konflikt über die Corona-Todeszahlen im 
vergangenen Jahr.

Von Suparna Banerjee

Indien erlitt im vergangenen Jahr eine dras­
tische zweite Corona­Welle. Viele Menschen 
starben, im Fernsehen waren ständig Feuer­
bestattungen zu sehen – und das Wehklagen 
verzweifelter Angehöriger. Todesursache 
war nicht allein das Virus, sondern maß­
geblich auch, dass das indische Gesund­
heitswesen von der Vielzahl der Patienten 
überfordert war. Der Mangel an Sauerstoff 
und Klinikbetten betraf selbst Patienten aus 
wohlhabenden Familien.

Die Unzulänglichkeit der öffentlichen 
Gesundheitsdienste ist unbestritten, nicht 
aber die genaue Zahl der Menschen, die in 
Indien an Corona starben. Die WHO geht 
davon aus, dass die Pandemie 2021 erschüt­
ternde 4,7 Millionen Menschenleben koste­
te – etwa zehnmal mehr, als die indischen 
Behörden für die Zeit zwischen Januar und 
Dezember anerkennen.

Die offiziellen indischen Statistiken 
erfassen nur jene als Pandemieopfer, bei 
denen das Coronavirus explizit diagnosti­
ziert wurde. Die WHO hingegen spricht von 
„Übersterblichkeit“. Dabei werden die To­
desfälle eines Jahres mit denen der Vorjahre 
verglichen. Die Differenz zwischen den ak­
tuellen Zahlen und dem langfristigen Trend 
wird dann der Pandemie zugeschrieben. 
Das ist sinnvoll, kann im Detail aber durch­
aus diskutiert werden.

Tatsächlich weichen die WHO­Schät­
zungen massiv von den Regierungsdaten vie­
ler Länder ab. Den Berechnungen der WHO 
zufolge hat Covid­19 weltweit bisher rund 
15 Million Menschen das Leben gekostet. Das 
sind 2,5­mal mehr als die knapp sechs Millio­
nen Toten, die offizielle Statistiken ausweisen.

Die indische Regierung wirft der WHO 
fehlerhaftes methodisches Vorgehen vor. 
Ihrem eigenen Melderegister nach starben 
2021 nur etwa 475 000 (etwa sechs Prozent) 
mehr Menschen gegenüber dem Jahr 2020 
mit 7,6 Millionen. Die Behörden betonen 
auch, dass nicht alle zusätzlichen Todesfäl­
le auf Corona zurückgehen. Angesichts der 
Größe und Vielfalt des Landes sei der „one 

size fits all“­Ansatz der WHO laut indischer 
Regierung nicht anwendbar.

Tatsächlich stützt sich die WHO nicht 
nur auf Regierungsdaten, sondern auch auf 
andere Quellen wie Medienberichte und 
wissenschaftliche Studien. Sie sagte zu, ihre 
Schätzung für Indien zu überprüfen, aber es 
gibt keine Anzeichen dafür, dass sie Wesent­
liches ändern wird.

Viele Inder trauen den amtlichen Co­
rona­Statistiken nicht. Die bekannte Fern­
sehreporterin Barkha Dutt nannte kürzlich 
in der Washington Post Gründe dafür. Um 
„eine Sterbeurkunde zu erhalten, die Co­
vid­19 als Todesursache aufführt“, mussten 
sich Familien durch „das Labyrinth der Bü­
rokratie“ kämpfen, schreibt sie. Außerdem 
berichteten ihr Gemeindevorsteher in je­
dem Dorf, das sie besuchte, die Anzahl der 
Todesfälle schnelle in die Höhe.

Besonders in ländlichen Gebieten 
schreckten die Menschen aus Angst vor 
Stigmatisierung vor Tests zurück, sagt Dutt. 
Wegen Mangels an Sauerstoff nahmen vie­
le Kliniken zudem keine neuen Patienten 
mehr auf. „Trotz dieser Katastrophe“, un­
terstreicht sie, „wurde dem indischen Par­
lament in diesem Jahr mitgeteilt, es habe 
während der Pandemie in keinem einzigen 
Bundesstaat einen Todesfall aufgrund von 
Sauerstoffmangel gegeben.“

Doch ist die Reaktion der indischen 
Regierung auf die WHO berechtigt. Die 
WHO behandle nicht alle Länder gleich, 
sagt sie. Besonders China werde von der 
WHO nicht hinterfragt – nicht nur hinsicht­
lich der Herkunft des Virus, sondern auch, 
was die systematische Untererfassung der 
tatsächlichen Todeszahlen angeht. Shang­
hai befindet sich im Lockdown, 500 000 
Fälle wurden gemeldet. Die offizielle Zahl 
von 285 ist schlicht unglaubwürdig.

Alle Regierungen wollen die öffentli­
che Wahrnehmung beeinflussen. Die WHO 
sollte dazu beitragen, dass sie nicht mit Un­
wahrheiten davonkommen. Die Aussage, 
chinesische Statistiken seien nicht glaub­
würdig, entschuldigt aber nicht, dass die 
indische Regierung nicht alle relevanten 
Fragen schlüssig beantwortet.
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TWITTER

Spielball für Oligarchen

Der Silicon-Valley-Milliardär Elon Musk will 
Twitter kaufen, von der Börse nehmen und 
grundlegend verändern. Das kann große 
Auswirkungen auf politische Debatten und 
demokratische Willensbildung haben – nicht 
zuletzt im globalen Süden.

Von Charles Martin-Shields

Twitter ist im globalen Süden weniger ver­
breitet als andere soziale Medien wie etwa 
WhatsApp, Telegram, TikTok oder Face­
book. Dennoch ist es ein einflussreiches glo­
bales Informationsmedium, das öffentliche 
Debatten prägt und Menschen beeinflusst.

Viele, die das Internet nutzen, wer­
den das vermutlich selbst gar nicht spüren. 
Was Twitter wichtig macht, ist nämlich vor 
allem die Beliebtheit bei ganz besonderen 
Zielgruppen. Dazu gehören Medienschaf­
fende, Intellektuelle und Menschen mit 
politischen Ämtern. Der Wert der Plattform 
beruht also weniger auf der Anzahl der Nut­
zenden als auf ihren elitären Netzwerken.

Wer bekannt ist, bekommt auf Twitter 
das stärkste Echo. Die größten Fangemein­
den haben Prominente aus Politik, Medien, 
Popkultur et cetera. Bots – Softwarepro­
gramme, die automatisch bestimmte Inhal­
te auf Twitter retweeten und teilen – können 
Propaganda manipulativ verstärken. Aber 
eine Durchschnittsperson könnte vermut­

lich selbst mit einer Bot­Armee keine große 
Twitter­Fangemeinde aufbauen.

Musk folgen auf Twitter über 90 Milli­
onen Menschen. Profiliert hat er sich mit 
Scherzen, Provokationen und fragwürdigen 
Firmeninfos, die ihm auch schon Ärger mit 
der Börsenaufsicht eintrugen. „Freiheit“ 
bedeutet für ihn wohl vor allem, dass staat­
liche Stellen ihn machen lassen sollen, was 
er will. Das wäre eine typische Position des 
Oligarchen­Populismus.

Ob Twitter künftig eher demokrati­
sche Beteiligung oder undemokratischen 
Populismus fördern wird, hängt davon ab, 
wie Musk die Spielregeln ändert. Wichtige 
Fragen sind, wer Twitter verwenden kann 
und welche Aussagen erlaubt sind. Der 
Multimilliardär bezeichnet sich als „Rede­
freiheits­Absolutist“. In der Praxis heißt das 
vermutlich, dass alle, die eine laute Stimme 
haben, mitteilen dürfen, was sie wollen – 
einschließlich Fehl­ und Desinformationen, 
Gewaltpropaganda und Unwahrheiten. Be­
vor dieser Beitrag Mitte Mai fertiggestellt 
wurde, sagte er zum Beispiel, Ex­US­Präsi­
dent Donald Trump solle nicht dauerhaft 
gesperrt bleiben.

Absehbar ist jedenfalls, dass Twitter im 
globalen Süden auch künftig vor allem elitä­
re Stimmen verbreiten wird. Was auf Twitter 
geäußert wird, findet in der Regel seinen 
Weg in andere soziale Netzwerke sowie in 

etablierte Medien. Der reaktionäre Hindu­
Chauvinismus in Indien stützt sich dabei 
häufig auf WhatsApp. Im Informationskrieg, 
der parallel zum realen Ukrainekrieg statt­
findet, nutzt Russland Telegram­Kanäle.

Wird ein Wechsel an der Spitze von 
Twitter die Lage verschlimmern? Vermut­
lich wird Twitter eher nicht zu einem Hort 
der Des­ und Fehlinformation werden. 
Musk sagt zwar, ökonomisches Interesse 
habe er nicht an Twitter, aber wer nicht aufs 
Geld achtet, wird auch nicht Milliardär. Um 
Einnahmen zu generieren, erwägt Musk 
„eine kleine Twitter­Gebühr“. Das könnte 
den elitären Charakter der Plattform weiter 
verstärken.

Falls Musk versuchen sollte, Twitter 
zu einer kommerziellen Cashcow wie Ins­
tagram oder Facebook zu machen, dürfte 
der Schwall an endloser Werbung ernstzu­
nehmende Stimmen aus Zivilgesellschaft, 
Politik und Journalismus vertreiben. Die 
jetzige Rolle von Twitter würde vermutlich 
verkümmern. In den USA zeichnet sich 
unterdessen ab, dass Menschen mit demo­
kratischen Positionen sich in größerer Zahl 
von der Plattform abwenden könnten. Das 
könnte sich sowohl für Twitter als auch die 
Demokratie als gefährlich erweisen.

Musk sagt, er wolle den Algorithmus 
transparent machen, der steuert, was die 
Twitter­Timeline Nutzenden anzeigt. Das 
würde Manipulation erschweren. Allerdings 
ist der Algorithmus sehr kompliziert, so 
dass nur sehr wenige ihn überhaupt verste­
hen würden.

Beunruhigend ist unterdessen, von 
welchen Geldgebern sich Musk bei der 
44­Milliarden­Dollar­Investion Unterstüt­
zung verspricht. Dazu gehören ihm zufolge 
ein von der reaktionären Herrscherfamilie 
Katars kontrollierter Investmentfonds, ein 
superreicher saudischer Prinz und der Soft­
ware­Milliardär Larry Ellison vom Oracle­
Konzern.

Twitter ist für internationale Debat­
ten wichtig. Trotzdem ist das Unternehmen 
zum Spielball superreicher Akteure gewor­
den. Wir sollten das als Warnsignal werten.
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SCHWERPUNKT

Wetterextreme
„Hurrikan Maria verwüstete 2017 Puerto Rico.“ 
 MARJORIE PONS PIÑEYRO , S. 20

„Heute verfügt Bangladesch über ein effektives Früh­
warnsystem.“  MD BODRUD-DOZA, S. 22

„Pakistans Hitzewelle Ende April war kein gutes 
Omen.“  IMRAN MUKHTAR, S. 24

„2020 wurden in Burundi mehr als 44 000 Menschen 
durch Extremwetterlagen vertrieben.“ 
 MIREILLE KANYANGE, S. 26

„Das Horn von Afrika erlebt eine seiner schlimmsten 
Dürren der letzten Jahre.“ 
 CHRISTOPH SCHNEIDER-YATTARA, S. 27

„Der Ausbau sozialer Sicherungssysteme entlastet die 
humanitäre Hilfe.“  STEFAN BEIERL, S. 29

„Für Deutschland lohnt sich ein Blick auf das, was 
andere Länder im Katastrophenschutz leisten.“ 
 WOLF R. DOMBROWSKY, S. 31

„Die globale Erhitzung führt auch zu immer mehr 
Waldbränden.“  MAHWISH GUL, P. 33
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TROPENSTÜRME

Resilienz der Karibik stärken

Der karibische Archipel besteht aus 13 unab-
hängigen Ländern und 15 abhängigen Terri-
torien. Touristen lieben das warme tropische 
Klima – besonders im Winter. Die Kehrseite 
dieser Temperaturen ist die Gefahr durch 
Hurrikane, die aufgrund der Erderhitzung 
immer gefährlicher werden.

Von Marjorie Pons Piñeyro

Hurrikane sind eine Naturgefahr, die sich 
in äquatornahen Meeresgebieten bildet. 
Die gleiche Art von Sturm ist im Pazifik als 
„Taifun“ und im Indischen Ozean als „Zy­
klon“ bekannt. In der Karibik treten Hurri­
kane zwischen Juni und November auf. Die 
„Hurrikan­Saison“ erreicht zwischen Mitte 
August und Mitte Oktober ihren Höhe­
punkt. Diese Extremwetterereignisse kön­
nen sehr zerstörerisch sein. Im Jahr 1979 
zum Beispiel forderte der Hurrikan David 
2068 Menschenleben. Mehr als die Hälfte 
der Todesopfer war in der Dominikanischen 

Republik zu beklagen, wo auch 70 Prozent 
des Stromnetzes zerstört wurden.

Ein aktuelleres Beispiel ist Hurrikan 
Maria, der 2017 Puerto Rico verwüstete. 
Schätzungen der George Washington Univer­
sity zufolge starben fast 3000 Menschen. Die 
gesamte Bevölkerung des US­Territoriums 
war ohne Strom. Er konnte erst nach 11 Mo­
naten wieder vollständig hergestellt werden.

Kleine Inselstaaten sind den Klima­
risiken besonders ausgesetzt, doch meist 
nimmt die internationale Öffentlichkeit nur 
die Schäden an den am stärksten betroffe­
nen Orten wahr. Auch andere Inseln sind be­
troffen. 1979 wurden durch Hurrikan David 
rund 60 000 Menschen – oder rund 75 Pro­
zent der Bevölkerung – auf Dominica, einer 
kleinen Insel, die früher britische Kolonie 
war, obdachlos. 2017 verursachte Hurrikan 
Maria dort Schäden in Höhe von 930 Milli­
onen Dollar. Nach UN­Angaben waren vier 
Monate später immer noch 80 Prozent der 
Dächer unzureichend gedeckt und 15 Pro­

zent der Kinder nicht in die Schule zurück­
gekehrt. Auf der Insel wurden 31 Tote und 37 
vermisste Personen gezählt.

Naturkatastrophen können nicht ver­
mieden werden. Gesellschaften müssen ler­
nen, mit ihnen zu leben. Die Erderhitzung 
verschärft jedoch die Probleme, da die Wet­
terextreme immer extremer werden. Das 
erklärt, warum die Karibik nicht besser auf 
diese Katastrophen vorbereitet ist. Die Risi­
ken sind zwar bekannt, aber sie sind größer 
als früher.

Hurrikane gewinnen ihre Stärke aus 
warmer und feuchter Luft. Heißere Tempe­
raturen führen zu stärkeren Stürmen, die 
länger andauern, mehr Regen bringen und 
mehr Schäden verursachen. Sobald ein Hur­
rikan Land erreicht, wird er schwächer. Mitt­
lerweile gewinnen sie jedoch mehr Kraft, da 
sie sich über dem Meer aufbauen und daher 
länger brauchen, um sich über Land wieder 
aufzulösen. Untersuchungen haben gezeigt, 
dass Hurrikane früher am ersten Tag über 
Land 75 Prozent ihrer Stärke verloren ha­
ben. Heute liegt dieses Verhältnis bei nur 
noch 50 Prozent. Wenn sich die Klimakrise 
weiter verschärft, werden die Stürme noch 
verheerender.

Wenn der Klimawandel nicht einge­
dämmt wird, sieht die Zukunft der Karibik 
düster aus. Gleichzeitig muss sich die Re­
gion an den Wandel anpassen, der bereits 
eingetreten ist oder nicht mehr verhindert 
werden kann. Der Archipel muss wider­
standsfähiger werden. Das erfordert neue 
Ansätze und kohärente Maßnahmen.

Regionale Institutionen stellen sich 
der Herausforderung. Die Karibische Ge­
meinschaft (CARICOM) und die Caribbean 
Disaster Emergency Management Agency 
(CDEMA) haben wichtige Arbeit geleistet.

Zunächst wurde die UN­Definition 
von „Resilienz“ an die regionalen Bedürf­
nisse angepasst. Laut dem UN Office for 
Disaster Risk Reduction (UNDRR) meint 
Resilienz, dass ein System, eine Gemein­
schaft oder eine Gesellschaft, die Gefahren 
ausgesetzt ist, fähig ist, „rechtzeitig und 
effizient den Folgen zu standzuhalten, sie 
zu absorbieren, sich anpassen und sich zu 
erholen“. Dazu gehört auch die „Erhaltung 
und Wiederherstellung der wesentlichen 
Grundstrukturen und ­funktionen“. Resi­
lienz bedeutet auch, „sich schnell und auf 
eine Weise zu erholen, die die Anfälligkeit“ 
(CARICOM/CDEMA) für gleichartige Gefah­
ren in Zukunft verringert. Fo
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Roseau, die Hauptstadt von Dominica, nach dem Hurrikan Maria im Jahr 2017. 

https://www.dandc.eu/de/contributors/marjorie-pons-pineyro
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Auf dieser Grundlage wurden fünf 
„Säulen der Resilienz“ aufgestellt. Diese 
sind

 ● sozialer Schutz für gefährdete und 
ausgegrenzte Menschen,

 ● Sicherung der Infrastruktur,
 ● verbesserte wirtschaftliche Möglich­

keiten,
 ● Schutz der Umwelt und
 ● Einsatzbereitschaft für den Wieder­

aufbau.
Die supranationalen politischen 

Entscheidungsträger haben für jede Säule 
detaillierte Empfehlungen abgegeben. Zu­
dem betonten sie, dass Regelwerk und Vor­
schriften ein „förderliches Umfeld“ schaf­
fen sollten. Eine gute Regierungsführung 
bezieht in ihren Augen auch die Öffentlich­
keit – und besonders die junge Generation 
– sinnvoll ein. Sie forderten den Aufbau von 
Kapazitäten, Forschung, Datenmanage­
ment und Finanzierung für einen besseren 
Katastrophenschutz. Schließlich betonten 
CARICOM und CDEMA, dass gute Pläne 
wertlos sind, wenn sie nicht ordnungsge­
mäß umgesetzt werden.

Es ist von Bedeutung, dass 11 der 13 
unabhängigen karibischen Staaten Ent­
wicklungsländer sind. Von ihnen kann 
nicht erwartet werden, ihre Resilienz selbst 
aufzubauen. Schließlich haben sie mit sich 
verschlimmernden Katastrophen zu kämp­
fen, die sie kaum selbst verursacht haben. 
Die karibischen Länder hab nicht viel Treib­
hausgase emittiert, aber die Beseitigung von 
Katastrophenschäden erfordert beträchtli­
che Ressourcen, die sie sonst für Entwick­
lungszwecke einsetzen könnten.

GEBERKONFERENZ

Nach einer besonders verheerenden Hurri­
kan­Saison fand im November 2019 in New 
York die hochrangige Geberkonferenz von 
CARICOM und UN statt. Sie führte zu Ge­
berzusagen im Wert von 1,3 Milliarden US­
Dollar, darunter über 1 Milliarde US­Dollar 
an Darlehen und Schuldenerlass. Zu den 
wichtigsten Partnern gehörten die EU und 
ihre Mitglieder, die USA, die Weltbank und 
viele andere. UN­Generalsekretär António 
Guterres erklärte: „Die Länder in der Karibik 
brauchen jetzt Unterstützung für den Wie­
deraufbau und für wirksame Klimaschutz­
maßnahmen.“

Laut dem Globalen Klima­Risiko­
Index 2021, der von der deutschen zivilge­

sellschaftlichen Organisation Germanwatch 
erstellt wurde, gehörten zwei karibische Ge­
biete zu den Ländern, die von 2000 bis 2019 
am stärksten von extremen Wetterereignis­
sen betroffen waren. Puerto Rico belegte in 
dieser Liste den ersten und Haiti den dritten 
Platz.

Während die Gefährdung durch Wir­
belstürme im Grunde gleich ist, unterschei­
den sich die soziopolitischen Verhältnisse 
in Puerto Rico und Haiti erheblich. Puerto 
Rico ist ein US­Territorium, wenn auch kein 
Bundesstaat, mit begrenzten Möglichkeiten 
der Selbstverwaltung. Die Einwohner sind 
US­Bürger, dürfen aber nicht an nationalen 
Wahlen teilnehmen. Eine schwere Schul­
denkrise hat die Probleme noch verschärft. 
Obwohl der Lebensstandard vergleichswei­
se hoch ist, lebt die Hälfte der Menschen 
in Puerto Rico in Armut. Die Abwanderung 
auf das US­amerikanische Festland ist aller­
dings einfach, und die Bevölkerung Puerto 
Ricos ist in den vergangenen zehn Jahren 
tatsächlich um fast 12 Prozent auf 3,3 Millio­
nen gesunken.

Haiti hingegen ist eines der Länder, 
die von den UN als „am wenigsten entwi­
ckelt“ eingestuft werden – und davon das 
einzige auf dem amerikanischen Kontinent. 
Es kämpft mit einer schrecklichen Kombi­
nation aus hoher Armut, zerfallender Staat­
lichkeit und zahlreichen Katastrophen, von 
denen nicht alle mit dem Klimawandel zu­
sammenhängen. Beispiele dafür sind das 
Erdbeben von 2010 und der darauffolgen­
de Choleraausbruch. Die Bevölkerung des 
Landes ist in den vergangenen zehn Jahren 
um etwa 12 Prozent auf knapp 11,4 Millionen 
gestiegen.  Haitis Elend ist so vielschichtig, 

dass internationale Medien wenig über das 
von Hurrikanen regelmäßig verursachte 
Leid berichten. Deshalb ist zwar allgemein 
bekannt, dass Hurrikan Sandy 2012 New York 
heimsuchte, aber nicht, dass derselbe Sturm 
in Haiti mindestens 108 Menschen tötete,  
21 vermisst wurden und 200 000 Menschen 
ihre Häuser verloren.

Die Karibik befindet sich in einer at­
traktiven, aber heiklen Lage. Dank des kon­
stant warmen Wetters wird sie von vielen 
Nichteinheimischen als eine Art Paradies 
angesehen. Die weit verbreitete Armut und 
die schlecht ausgebaute Infrastruktur, vor 
allem in abgelegenen Dörfern, sprechen 
jedoch eine andere Sprache. Der unauf­
haltsame Anstieg der Temperaturen führt 
zu immer extremeren Wirbelstürmen. Die 
Menschen in der Karibik können die He­
rausforderungen nicht aus eigener Kraft 
bewältigen. Sie verdienen Unterstützung 
bei der Anpassung an den Klimawandel – 
und ihre Zukunft hängt davon ab, dass die 
Hauptverursacher ihren CO2­Fußabdruck 
radikal reduzieren.

LINK

Germanwatch: Global Climate Risk Index 2021:

https://www.germanwatch.org/sites/default/

files/Global%20Climate%20Risk%20Index%20

2021_2.pdf
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KATASTROPHENVORSORGE

Schwachstellen beseitigen, 
Widerstandskraft stärken

Das Gangesdelta war schon immer ex tremen 
Wetterereignissen ausgesetzt. Bangladesch 
hat enorme Fortschritte darin gemacht, kli-
maresistenter zu werden. Da die globale 
Erwärmung zunimmt, muss noch mehr getan 
werden.

Von Md Bodrud-Doza

Wegen seiner geografischen Lage und der 
hohen Bevölkerungsdichte ist das ganze 
Land ein Klima­Hotspot. Es kommt oft zu 
Hitzewellen, unregelmäßigen Regenfällen, 
Überschwemmungen, Dürren, Wirbelstür­
men, Erosion der Flussufer und – durch den 
steigenden Meeresspiegel – zur Versalzung 
des Grundwassers. Besonders gefährdet 
sind Menschen, die nahe an Flussufern oder 
dem Indischen Ozean leben.

Das Land muss langsam und schnell 
eintretende Krisen bewältigen. Der Klima­

wandel beeinträchtigt Verfügbarkeit von 
Wasser, Lebensmittelsicherheit, Ernährung, 
Gesundheit sowie Existenzgrundlagen. 
Flächenverlust und Missernten treiben die 
Menschen oft unter die Armutsgrenze. Fol­
gen sind Vertreibung und soziale Krisen.

Glücklicherweise gibt es echte Fort­
schritte. Die Zahl der Toten durch große 
Wirbelstürme ist massiv gesunken. 2020 
forderte Zyklon Amphan 26 Menschenleben 
– 1991 starben durch den Sturm Gorki, der 
die gleiche Stärke hatte, fast 140 000 Men­
schen. Zwanzig Jahre zuvor kostete Bhola 
sogar mehr als 500 000 Menschen das Le­
ben.

Wie diese Zahlen zeigen, waren die 
Maßnahmen von Regierungsbehörden und 
Zivilgesellschaft erfolgreich. Heute verfügt 
Bangladesch über ein effektives Frühwarn­
system, das unter anderem über Mobilfunk 
funktioniert.

Vor einer drohenden Katastrophe 
werden Textnachrichten an alle Handys 
im betroffenen Gebiet gesendet. Freiwillige 
wurden darin geschult, Evakuierungsmaß­
nahmen zu leiten und dabei besonders auf 
Bedürftige zu achten. An den Küsten gibt 
es ein weites Netz von Zyklonschutzbauten, 
viele davon dienen in normalen Zeiten an­
deren Zwecken, etwa als Grundschulen.

Zur Katastrophenvorsorge gehört 
auch, dass Schulkinder lernen, was bei ei­
nem Wirbelsturm zu tun ist. Das gehört 
inzwischen zum landesweiten Lehrplan. 
Im Notfall können die Schutzräume ganze 
Dörfer aufnehmen. Tatsächlich fliehen die 
meisten Menschen bei einer Katastrophe 
dorthin – einige, die das nicht tun, kommen 
ums Leben.

Die Rolle zivilgesellschaftlicher Or­
ganisationen kann nicht genug betont wer­
den. In Bangladesch bemüht sich ein weites 
Netzwerk dieser Organisationen darum, das 
Bewusstsein für den Klimawandel und sei­
ne Folgen zu schärfen, Wissen unter lokalen 
Gemeinschaften zu verbreiten und Kapazi­
täten zur Bewältigung sozioökonomischer 
Gefahren aufzubauen.

Ein Beispiel ist die Rothalbmond­Ge­
sellschaft von Bangladesch. Diese errichtete 
1972 nach der tödlichen Verwüstung durch 
Bhola (1970) und dem Unabhängigkeits­
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Zyklonschutzgebäude in Bangladesch: Wirbelsturm Amphan hat viele Häuser zerstört, aber nur wenige Menschen getötet. 

https://www.dandc.eu/de/taxonomy/term/4085
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krieg (1971) ihr Zyklonvorbereitungspro­
gramm. Heute dienen 70 000 Freiwillige 
den Gemeinden an der Basis.

Wirbelstürme schädigen nicht nur 
Menschen; noch schwerer zu verhindern 
sind die wirtschaftliche Schäden: Häuser 
werden zerstört, Felder unbrauchbar, Vieh 
stirbt. Viele Familien, die von kleinen Far­
men oder der Fischerei abhängen, sind so 
arm, dass sie sich keine private Versiche­
rung leisten können. Was sie verlieren – ein 
Boot, eine Kuh oder Werkzeuge – mögen 
nicht teuer sein, aber für die Betroffenen 
sind sie enorm wertvoll. Ihr Lebensunter­
halt hängt davon ab.

Es gibt diverse Dinge, die Menschen 
nach Katastrophen wieder auf die Beine 
helfen – etwa verlässliche soziale Sicher­
heitsnetze und eine starke extremwetter­
resistente Infrastruktur. Auch wirtschaft­
liche Hilfen sind wichtig. Naturbasierte 
Lösungen sind am effektivsten, denn sie 
sind relativ günstig und stärken die Resi­
lienz des lokalen Ökosystems. Wiederauf­
forstung von Mangrovenwäldern an der 
Küste mindert die Folgen von Wirbelstür­
men, da die Bäume als erste Barriere die­
nen. Zudem sind Maßnahmen auf lokaler 
Ebene besser, da sie meist effizient und 
wirksam sind.

In den vergangenen Jahrzehnten hat 
Bangladesch eine Reihe von Plänen zur Be­
wältigung des Klimawandels verabschiedet. 
Zu den wichtigsten gehören:

 ● das Nationale Aktionsprogramm zur 
Anpassung an den Klimawandel von 2005 
(NAPA) (2009 aktualisiert),

 ● der Strategie­ und Aktionsplan zum 
Klimawandel in Bangladesch (BCCSAP) von 
2009,

 ● die Geschäftsordnung zu Katastro­
phen (SOD) von 2010 (2019 aktualisiert),

 ● der Aktionsplan Klimawandel und 
Gender (ccGAP) von 2013,

 ● die Nationale Katastrophenschutz­
politik von 2015, 

 ● der Nationale Katastrophenmanage­
mentplan für die Jahre 2021 bis 2025,

 ● der Achte Fünfjahresplan 2021–2025,
 ● der Bangladesch Delta­Plan 2100 von 

2018,
 ● der Mujib­Klima­Wohlstandsplan 

(MCPP) von 2021.
Im Zusammenhang mit der UN­ 

Klimarahmenkonvention hat die Regierung 
Bangladeschs einen nationalen Anpas­
sungsplan ausgearbeitet und die national 

festgelegten Beiträge zu den multilateralen 
Klimaschutzmaßnahmen dargelegt.

GANZHEITLICHE VISION

Die Politik hat sich von der anfänglichen 
Identifizierung und Bewältigung akuter 
Probleme immer mehr zu ganzheitlichen 
Ansätzen hin entwickelt, die die Resilienz 
von Individuen, lokalen Gemeinschaften 
und letztlich der gesamten Gesellschaft 
stärken. Die Vision: Armut beseitigen und 
sozioökonomischen Wohlstand erreichen. 
Die Regierung hat einen armuts­ und ge­
schlechtsspezifisch ausgerichteten Ansatz 
von Klimaresilienz. Sie aktualisiert ihre 
Politik angesichts neuer Erkenntnisse und 
Einsichten stetig.

Bisher sind zwei Ministerien zentral: 
das Ministerium für Umwelt, Forst und Kli­
mawandel und das Ministerium für Kata­
strophenmanagement und Katastrophenhil­
fe. Von den anderen Ministerien wird jedoch 
erwartet, ihre Programme im Einklang mit 
der übergeordneten Politik zu gestalten. 
Natürlich sind auch die subnationalen Re­
gierungsinstitutionen – inklusive Bezirks­
verwaltungen und Gemeindebehörden – re­
levant. Alle Ministerien sollen zudem ihre 
eigenen detaillierten Arbeitspläne im Ein­
klang mit den SOD­Leitlinien erstellen. Zu­
dem gibt es Katastrophenschutzausschüsse 
(DMC) auf allen subnationalen Ebenen.

Bei der Umsetzung hat sich Bangla­
desch weitgehend auf eigene finanzielle 
Mittel verlassen. Die nationale Regierung 
nutzt den 2010 eingerichteten Bangladesh 
Climate Change Trust Fund (BCCTF) zur 
Verteilung von Finanzmitteln. Bisher hat 
der BCCTF umgerechnet rund 450 Millio­
nen Dollar ausgezahlt.

Die meisten diesbezüglichen Projekte 
konzentrierten sich auf Themen wie Was­
serinfrastruktur, Ernährungssicherheit und 
Katastrophenvorsorge. Neben Mehrzweck­
unterkünften sind auch andere bauliche 
Infrastrukturen hilfreich, wie etwa Entwäs­
serungs­ und Bewässerungskanäle. Auch 
Flussregulierung und hydraulische Systeme 
sind wichtig, starke Dämme schützen Men­
schen und Felder vor Überschwemmungen. 
Auch Anpassung der Landwirtschaft, Auf­
forstung und Wiederbewaldung mindern 
das Katastrophenrisiko.

Das Land hat in den letzten Jahr­
zehnten auch finanzielle Unterstützung 
aus dem Ausland erhalten. Öffentliche Ent­

wicklungshilfe (ODA – official development 
assistance) und verschiedene Formen von 
Klimafinanzierung haben Bangladesch ge­
holfen, seine Schwachstellen in Resilienz 
umzuwandeln. Leider haben Länder mit 
hohem Einkommen nicht alle Zusagen zur 
Klimafinanzierung eingehalten (siehe Sa­
leemul Huq im Schwerpunkt der E+Z/D+C 
Digitalen Monatsausgabe 2022/02).

Bangladesch ist auf dem Weg zur Resi­
lienz weit gekommen, aber es gibt Verbes­
serungsmöglichkeiten. Der jüngste Sach­
standsbericht des Weltklimarates (IPCC) 
benennt als Problem für Bangladesch, dass 
die Wirbelstürme künftig häufiger und stär­
ker werden.

Dem IPCC zufolge sind auch Fehlan­
passungen an eine veränderte Umwelt be­
denklich. Ein Beispiel ist die Garnelenzucht 
in Bangladesch. Die Umwandlung landwirt­
schaftlicher Flächen in Aquakulturteiche 
brachte kurzfristig Vorteile, doch die Lang­
zeitfolgen wiegen schwerer. Das Geschäft 
gilt nun als nicht nachhaltig. Künftige Ent­
wicklungspläne müssen besser auf umwelt­
freundlichen und breit angelegten Wohl­
stand ausgerichtet sein.

LINK

Government of Bangladesh, 2021: Mujib 

Climate Prosperity Plan – Decade 2030

https://mujibplan.com/wp-content/

uploads/2021/12/Mujib-Climate-Prosperity-

Plan_ao-21Dec2021_small.pdf
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https://www.dandc.eu/de/article/klimaforscher-aus-bangladesch-erlaeutert-weshalb-globales-finanzszenario-komplett-unfair-ist
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PAKISTAN

Klimakrise trifft Baumwollanbau

Pakistan zählt zu den fünf größten baum-
wollproduzierenden Ländern weltweit – doch 
die Produktion ging zuletzt stark zurück. Ein 
Grund dafür ist die Klimaerhitzung. Experten 
haben Ideen, was jetzt zu tun ist.

Von Imran Mukhtar

Mehr als zwei Drittel der Bevölkerung in 
Pakistan leben von der Landwirtschaft. 
Laut dem amtlichen Pakistan Economic 
Survey für das Finanzjahr 2020/21 macht 
sie 19,2 Prozent des Bruttoinlandsprodukts 
(BIP) aus. Sowohl für die Landwirtschaft als 
auch für den Textilsektor ist laut der Erhe­
bung der Anbau von Baumwolle unverzicht­
bar. Sie trägt rund 0,6 Prozent zum BIP bei.

Allerdings ging die Baumwollproduk­
tion Pakistans in den vergangenen zehn 
Jahren um fast die Hälfte zurück, wie die 
Statistikbehörde (Pakistan Bureau of Sta­
tistics – PBS) berichtet: von 13,6 Millionen 
Ballen im Erntejahr 2011/2012 auf etwa 
7 Millionen 2020/2021. Die Fläche für den 
Baumwollanbau schrumpfte in diesem Zeit­
raum von etwa 2,8 auf rund 2,1 Millionen 
Hektar.

Für den Rückgang gibt es mehre­
re Gründe. Einer der wichtigsten ist laut 
Experten die Klimaerwärmung. Seit 2015 
bedrohe sie zunehmend den Baumwollan­
bau in Pakistan, erklärt Saghir Ahmad vom 
Cotton Research Institute (CRI) der Provinz­
regierung von Punjab. Zum Beispiel setze 
Starkregen den Pflanzen zu, so dass soge­
nannte Bt­Baumwolle – eine gentechnisch 
veränderte Variante – nicht mehr resistent 
gegen den Roten Baumwollkapselwurm sei.

Die Durchschnittstemperaturen stei­
gen. Zu dieser globalen Fehlentwicklung 
trägt auch Pakistan bei – durch Abholzung 
und Reduzierung der Grünflächen wegen 
starken Bevölkerungswachstums sowie 
durch Emissionen von Luftschadstoffen, 
hauptsächlich durch Verkehr und Indus­
trie. Zwar braucht Baumwolle heißes und 
trockenes Wetter für gutes Wachstum, aber 
brütende Hitze beeinträchtigt sowohl die 
Produktion als auch die Qualität der Ern­
te. Zudem machen hohe Temperaturen die 

Pflanzen anfälliger für Schädlinge wie die 
Weiße Fliege.

Muhammad Arif Goheer vom Think­
tank Global Change Impact Studies Centre 
(GCISC) in Islamabad urteilt: „In Pakistan 
gibt es von Jahr zu Jahr saisonale Schwan­
kungen, die sich auf die Baumwollprodukti­
on auswirken, sowohl in Form von unerwar­
teten Regenfällen als auch Trockenheit.“

ANBAU WENIG LUKRATIV

Andere führen die rückläufige Produktion 
auch darauf zurück, dass der Anbau anderer 

Pflanzen lukrativer sei. In den vergangenen 
Jahren seien die Kosten für Betriebsmittel 
im Baumwollanbau vergleichsweise hoch 
ausgefallen, bei relativ niedrigem Markt­
preis, erklärt Zahid Mahmood vom nati­
onalen Central Cotton Research Institute 
(CCRI). Entsprechend seien viele landwirt­
schaftliche Betriebe auf lukrativere Feld­
früchte umgestiegen, etwa Reis, Mais und 

Zuckerrohr. „Der Anbau anderer Kulturen 
in Baumwollanbaugebieten beeinträchtigt 
auch die Produktivität, weil sich die Mi­
kroumgebung verändert und das Gebiet 
damit für den Baumwollanbau nicht mehr 
geeignet ist“, sagt er. Saghir Ahmad von 
Punjabs CRI fordert, die Regierung solle 
entweder Subventionen für Betriebsmittel 
bereitstellen oder deren Preise senken, um 
Bauern einen Anreiz zum Baumwollanbau 
zu geben.

Pakistans wachsende Textilbranche 
muss den Rückgang in der heimischen 
Baumwollproduktion über Importe aus­
gleichen. Von den etwa 12 Millionen Ballen 
Baumwolle, die der Textilsektor von August 
2020 bis April 2021 verbrauchte, stammen 
nach Angaben des Pakistan Central Cot­
ton Committee etwa 5 Millionen aus dem 
Import. Der Nachteil ist: Die Einfuhr von 
Baumwolle erhöht die Produktionskosten.

Andererseits hat importierte Baum­
wolle deutliche Qualitätsvorteile. „Die im­
portierte Baumwolle hat eine um zehn Pro­
zent bessere Qualität als die einheimische“, 
sagt Naseem Usman, Baumwollberater aus 
Karatschi. Pakistanische Baumwolle sei 
wegen minderwertigen Saatguts, Belastung 
durch zweitklassige Pestizide und steigende 
Temperaturen schlechter. Fo
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Aussaat von Baumwolle in Punjab. 
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HOFFNUNG KEIMT AUF

Es gibt aber auch gute Nachrichten. Sowohl 
die Regierung als auch der Privatsektor sind 
zuversichtlich, dass die Produktion von 
Baumwolle in Pakistan in den kommenden 
Jahren wieder aufleben werde, denn der­
zeit liegt der Rohstoffpreis wieder höher. 
Das staatliche Central Cotton Committee 
schätzt, die Erzeugung werde in diesem 
Erntejahr ein Drittel höher ausfallen als im 
vorherigen.

Die Probleme der steigenden Tem­
peraturen allerdings bleiben. Gezielt ver­

bessern ließe sich die Baumwollprodukti­
on dennoch durch die Entwicklung neuer 
hochtemperaturbeständiger und schäd­
lingstoleranter Saatgutsorten. „Wir müssen 
genetisch resistentes Saatgut einführen“, 
sagt etwa Ahmad.

Er bedauert, dass Pakistan aus sei­
ner Sicht zu wenig Geld für Forschung und 
Entwicklung in dem Bereich ausgibt. Sein 
Institut habe im vergangenen Jahr eine 
neue Sorte entwickelt, die gegen den Roten 
Baumwollkapselwurm resistent ist. „Wir 
müssen aber noch eine Lösung finden, um 
die Ernte vor dem Befall durch die Wei­
ße Fliege bei steigenden Temperaturen zu 
schützen“, sagt er.

Auch zeitliche Anpassungen im An­
bau sind eine Möglichkeit, wie CGISC­Fach­
mann Goheer betont. „Auf der Grundlage 
der Daten der vergangenen 15 bis 20 Jahre 
sollte der Zeitpunkt der Aussaat in jedem 
Bezirk angepasst werden, um die Ernte vor 
den Auswirkungen der hohen Tempera­
turen zu schützen“, sagt er. „Ein Mittel zur 
Verringerung der Auswirkungen der Hit­
ze ist auch die Bewässerung der Pflanzen, 

wenn die Temperatur über 40 Grad Celsi­
us steigt.“ Ob genug Wasser bereitgestellt 
werden kann, ist freilich eine ganz andere 
Frage. Pakistans Hitzewelle Ende April war 
jedenfalls kein gutes Omen. Laut Goheer hat 
sie das für Baumwollplantagen in den Saat­
monaten April und Mai verfügbare Wasser 
um bis zu 51 Prozent reduziert.

LINKS

Pakistan Economic Survey 2020/21:

02-Agriculture.pdf (finance.gov.pk)

Pakistan Bureau of Statistics, Area and 

Production of Important Crops:

Table 1 Area_production_crops_0.pdf (pbs.gov.

pk)

Pakistan Central Cotton Committee, Daily 

Cotton Market Report:

daily market report dated as on 31.03.2022.pdf 

(ccri.gov.pk)

IMRAN MUKHTAR 

ist Journalist in Islamabad. 

 

imranmukhtar@live.com 

Twitter: @imranmukhtar

Schwierige Arbeitsbedingungen

In Pakistan sind es vor allem 
Frauen, die Baumwolle pflü­
cken – unter sehr schlechten 
Bedingungen und zu niedrigen 
Löhnen. Es fehle an staatlichen 
Kontrollen und Mechanismen, 
die anständige Bezahlung 
ebenso sicherstellen wie Maß­
nahmen für die Gesundheit 
und Sicherheit der Arbeiterin­
nen, beklagen Fachleute aus 
der Zivilgesellschaft und Ent­
wicklungsprofis.

Genaue Statistiken zu 
Baumwollpflückerinnen gibt 
es nicht, weil sie in der Regel 
informell arbeiten und nicht 
registriert sind. Allein in Sindh 
– nach Punjab die zweitgrößte 
Baumwollprovinz Pakistans 
– seien etwa eine Million Men­
schen in der Baumwollpflücke­
rei tätig, schätzt Javed Hussain 

von der zivilgesellschaftlichen 
Sindh Community Foundation. 
Er vermutet, drei Viertel seien 
Frauen.

Gearbeitet wird bei sen­
gender Hitze und ohne jegli­
che Sicherheitsmaßnahmen 
– obwohl manche der Frauen 
schwanger sind. Es besteht die 
Gefahr, sich bei der Arbeit die 
Hände zu verletzen und in Kon­
takt mit schädlichen Insekten 
oder Pestiziden zu kommen.

„Pestizide beeinträchti­
gen letztlich die Gesundheit 
der Baumwollpflückerinnen, 
sie wirken wie ein langsames 
Gift“, sagte Khalid Mahmood 
Khokhar, Präsident von Pa­
kistan Kissan Ittehad, einem 
Bauernverband. Aktivisten für 
die Rechte der Arbeitnehmen­
den fordern, dass sowohl die 

Landesregierung als auch die 
Provinzregierungen die zustän­
digen Landwirtschafts­ und 
Arbeitsministerien mit einbe­
ziehen sollten, um Baumwoll­
pflückerinnen zu Sicherheit 
und Gesundheit zu schulen.

„Auch Zwangsarbeit 
spielt bei der Baumwollernte in 

Sindh eine Rolle“, sagt Akram 
Khaskheli von der regionalen 
Hari Welfare Association. Nach 
seinen Angaben verdienen die 
Arbeiterinnen etwa 350 bis 
500 pakistanische Rupien pro 
Tag, das entspricht etwa 1,75 
bis 2,60 Euro. Dafür müssen sie 
40 Kilogramm rohe Baumwolle 
pflücken, die dort „Phutti“ ge­
nannt wird. Mehr könne eine 
Arbeiterin pro Tag im Schnitt 
nicht pflücken. „Das ist zu we­
nig, um über die Runden zu 
kommen“, sagt Khaskheli.

Er fordert, die Regierung 
solle zumindest 1000 pakista­
nische Rupien als Mindestlohn 
für 40 Kilogramm Baumwolle 
festsetzen und die Umsetzung 
dieser Anordnung sicherstel­
len. „Die Regierung sollte da­
mit anfangen, Baumwollpflü­
ckerinnen zu registrieren, um 
ihnen Gesundheits­ und Sozi­
alversicherungsleistungen an­
bieten zu können.“  IM Fo
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Baumwollpflückerin in Sindh.  
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TREIBHAUSEFFEKT

Massenhafte Klimaflucht

Burundi gehört zu den 20 Ländern, die welt-
weit am stärksten von der Klimakrise betrof-
fen sind. In den vergangenen zwei Jahren 
mussten zehntausende Menschen ihre Häu-
ser verlassen, vor allem aufgrund von Über-
schwemmungen. Behörden und internatio-
nale Organisationen bemühen sich um 
humanitäre Hilfe und Prävention.

Von Mireille Kanyange

Offiziellen Zahlen zufolge wurden 2020 in 
Burundi mehr als 44 000 und 2021 mehr als 
35 000 Menschen durch Extremwetterlagen 
aus ihren Heimen vertrieben. Rund 90 Pro­
zent von ihnen seien im eigenen Land ge­
blieben. Als Hauptursachen identifizierten 
die Behörden Hochwasser im Tanganjika­
see, dem zweitgrößten See Afrikas, und im 
Ruzizi, seinem wichtigsten Zufluss.

Die Binnenvertriebenen, die zwar 
mit Lebensmitteln versorgt werden, aber 
unter prekären Bedingungen leben, be­
nötigen nun Unterkünfte außerhalb der 
Überschwemmungsgebiete. Hilfe erhalten 
sie unter anderem von der Internationalen 
Organisation für Migration (International 
Organization for Migration – IOM). Die UN­
Organisation hat bisher rund 1600 Familien 
finanziell dabei unterstützt, ein neues Zu­
hause zu finden. Laut IOM gehört Burundi 

zu den 20 am stärksten von den Folgen des 
Klimawandels betroffenen Ländern. Es feh­
le an Geld für humanitäre Hilfe.

Ein IOM­Bericht erfasst die Lebenssi­
tuation von rund 113 000 Binnenvertriebe­
nen im Zeitraum von Januar bis November 
2021. 83 Prozent von ihnen sind demnach 
vor Naturkatastrophen geflüchtet, darunter 
Erdrutsche, Starkregen, Stürme und Über­
schwemmungen. Der Klimawandel gilt als 
eine Hauptursache.

Ein weiteres Problem ist die zuneh­
mende Dürre, unter anderem in der Provinz 
Kirundo im Norden des Landes an der Gren­
ze zu Ruanda. Diese Region leidet schon 
länger unter den Folgen der Klimakrise. Um 
ihnen zu begegnen, plant sie – mit Hilfe des 
UN­Entwicklungsprogramms UNDP – den 
Bau von Wasserreservoirs in der Gemeinde 
Busoni. Damit sollen mehr als 5000 Hektar 
Anbauflächen bewässert werden.

Die von der Dürre betroffenen Men­
schen in Kirundo helfen sich gegenseitig 
mit Lebensmitteln und anderen Gütern, die 
in Solidaritätsaktionen gesammelt werden. 
Um besser gewappnet zu sein, bauen sie 
Gemüse am Ufer des Rweru­Sees an, insbe­
sondere rote Zwiebeln. In den vergangenen 
Jahren flohen die Menschen in Zeiten gro­
ßer Trockenheit zum Teil nach Ruanda, das 
ist heute aber nicht mehr der Fall.

Wichtige Hilfe für Menschen, die von 
Naturkatastrophen betroffen sind, leistet 
das burundische Rote Kreuz. Die Organisa­
tion, die ihre Präsenz in letzter Zeit noch­
mals ausgebaut hat und nun in allen Ge­
meinden des Landes vertreten ist, kann sehr 
schnell erste Hilfe leisten und Menschen 
evakuieren.

Burundis Regierung begrüßt die Hilfe 
für Binnenvertriebene durch das Rote Kreuz 
und die IOM. Der für Katastrophenschutz 
zuständige Minister Gervais Ndirakobuka 
appelliert an andere Organisationen, eben­
falls humanitäre Hilfe zu leisten, wann im­
mer Naturkatastrophen auftreten. Auch die 
Behörden greifen in solchen Fällen ein und 
helfen Vertriebenen beispielsweise dabei, 
neue Unterkünfte zu finden, und unterstüt­
zen sie finanziell.

Zur Prävention weiterer Überschwem­
mungen und zum Schutz öffentlicher Infra­
struktur will Burundi einen Deich entlang 
des Tanganjikasees bauen. Außer dem See 
und seinem Hauptzufluss stellen auch zwei 
Flüsse eine Gefahr dar, die durch die Wirt­
schaftsmetropole Bujumbura fließen und 
Schaden anrichten, wenn sie über die Ufer 
treten.

Die meisten Flüsse entspringen in den 
Bergen, und die Regierung empfiehlt Ma­
nagement entlang des Verlaufs. Auch gilt 
die Stabilisierung der Flussufer mit Hilfe 
von Weltbank und UNDP als wichtige Prä­
ventionsmaßnahme. Sinnvoll ist zudem die 
Ausweisung von Risikogebieten. Wie ein 
Ministerialbeamter erklärt, würde ein Ort 
wie Gatumba, das direkt am See liegt und 
seit 2020 schwer von Überschwemmungen 
getroffen wurde, heute nicht mehr als be­
wohnbar eingestuft werden.

Der Bauingenieur Marc Rugerinyan­
ge fordert, beim Bauen an Hängen die Vor­
schriften einzuhalten, um Katastrophen zu 
vermeiden. Seiner Meinung nach muss „wil­
des Bauen“ verhindert werden. In Bezug auf 
den See und die Flüsse, die über die Ufer tre­
ten und menschliches Leid sowie Sachschä­
den verursachen, empfiehlt er eine dringen­
de Kartierung der gefährdeten Gebiete und 
schnelles Handeln, bevor die Regenzeit im 
September zu weiteren Schäden führt.

MIREILLE KANYANGE 

ist Journalistin und arbeitet 

bei Radio Isanganiro in 

Burundi. 
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Die Ufer des Tanganjikasees sind zunehmend gefährdet. 
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DÜRRE

Vielfache Verknüpfungen nötig

Am Horn von Afrika herrscht im dritten Jahr in 
Folge eine verheerende Dürre. Die Erfahrung 
zeigt: Um die Situation zu bewältigen, muss 
humanitäre Hilfe nicht nur mit längerfristiger 
Entwicklung verknüpft werden, sondern auch 
mit friedensstiftenden Maßnahmen. Unser 
Autor plädiert für einen noch umfassenderen 
„nachhaltigen Entwicklungs-Nexus“.

Von Christoph Schneider-Yattara

Die große Hungersnot in Äthiopien in den 
1980er Jahren war eine der schlimmsten 
humanitären Krisen des 20. Jahrhunderts. 
Zwischen 1983 und 1985 verhungerten 
schätzungsweise eine Million Menschen. 
Am schlimmsten betroffen war der Norden 
des Landes. Dort bildeten die Dürre, Grenz­
konflikte und ethnische Spannungen eine 
tödliche Mischung. Im Laufe der Geschichte 
gab es immer wieder solche Verquickungen 
aus menschengemachten und natürlichen 
Katastrophen – wie aktuell in Ostafrika.

Laut dem Amt der Vereinten Nati­
onen für die Koordinierung humanitärer 
Angelegenheiten (OCHA – Office for the 
Coordination of Humanitarian Affairs) er­
lebt das Horn von Afrika derzeit eine seiner 
schlimmsten Dürren der letzten Jahre. Mehr 

als 13 Millionen Menschen in Äthiopien, Ke­
nia und Somalia leiden unter schwerer Er­
nährungsunsicherheit.

Früher gab es in dieser Region alle fünf 
bis zehn Jahre Dürreperioden, dann alle drei 
bis fünf Jahre. Jetzt scheinen sie zum Dau­
erzustand zu werden. 2022 wird wohl das 
dritte Jahr in Folge sein, in dem es in der ke­
nianisch­äthiopischen Grenzregion, in Afar 
und in weiten Teilen Somalias in der früher 
„feuchten“ Jahreszeit kaum regnen wird.

Nicht nur Naturkatastrophen prägten 
das vergangene Jahrzehnt, sondern auch 
menschengemachte Krisen. Somalia ist 
seit 1991 ein fragiler und krisengebeutel­
ter Staat. Im Südsudan brach 2013 ein Bür­
gerkrieg aus, der die Menschen zur Flucht 
zwang, unter anderem nach Kenia, Uganda 
und Äthiopien. Dazu kam 2020 die Covid­
19­Pandemie. Und Ende 2020 brach vor al­
lem im Norden Äthiopiens ein Bürgerkrieg 
aus, der noch andauert.

Solche Formen von Gewalt werden 
durch Wetterextreme wahrscheinlicher. 
Unruhen wiederum verschärfen Ressour­
cenprobleme. Insofern verstärken Naturka­
tastrophen und menschengemachte Krisen 
einander. Hilfsorganisationen müssen auf 
beide reagieren. Die vielen Flüchtlinge und 

Binnenvertriebenen verschärfen die Lage: 
Wo Ressourcen knapp sind, sehen Bedürftige 
in Neuankömmlingen oft eine Konkurrenz.

KLIMABEDINGTE NOTSITUATION

Was am Horn von Afrika geschieht, ist weit­
hin bekannt. Internationale Organisationen 
wie OCHA, das UN­Kinderhilfswerk UNICEF 
sowie Rotes Kreuz und Roter Halbmond be­
richteten ausführlich über die Katastrophe. 
Laut OCHA entwickelt sie sich zu „einer der 
schlimmsten klimabedingten Notlagen in 
der jüngeren Geschichte am Horn von Af­
rika“. Vielerorts sind die Lebensgrundlagen 
erschöpft, die Menschen werden immer 
schwächer. Sie verkraften keine weitere 
Nahrungsmittelkrise mehr. OCHA geht da­
von aus, dass:

 ● in Äthiopien, Kenia und Somalia täg­
lich bis zu 14,1 Millionen Menschen unter 
akuter Ernährungsunsicherheit und Was­
sermangel leiden,

 ● etwa 5,7 Millionen Kinder unterer­
nährt sind,

 ● die letzte Getreideernte in Teilen Ke­
nias und Somalias 60 bis 70 Prozent unter 
Durchschnitt lag und

 ● mehr als 3 Millionen Nutztiere in den 
drei von der Dürre betroffenen Ländern ver­
endet sind.

Viele Menschen können nicht mehr 
von der Landwirtschaft leben – derweil stei­
gen die Lebensmittelpreise. Internationale 
Entwicklungen wie der Angriff Russlands 
auf die Ukraine verschärfen die Inflation 

Ein Dorfbewohner 

mit den Überresten 

seiner toten Kühe in 

der von Dürre 

geplagten Region 

Kilifi County in 

Kenia, im März 2022. 
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und reduzieren die Verfügbarkeit von Wei­
zen und Gerste auf den Weltmärkten dras­
tisch. Auch die Klimakrise richtet immer 
mehr Schaden an. So könnte die jüngste Hit­
zewelle in Indien die dortige Weizenernte 
stark beeinträchtigen und Lebensmittel auf 
dem Weltmarkt noch teurer machen.

Wie OCHA im März berichtete, greifen 
Familien am Horn von Afrika zu verzweifel­
ten Mitteln, um zu überleben. Tausende ver­
lassen demnach ihr Zuhause auf der Suche 
nach Nahrung, Wasser und Weideland. In 
der Region ist die traditionelle Weidewirt­
schaft weit verbreitet, sie wird allerdings 
immer weniger nachhaltig (siehe Kasten). 
OCHA ruft deshalb zu schnellem Handeln 
auf, um Leben zu retten und die Menschen 
resilienter zu machen.

Wie die anhaltende Dürre zeigt, ken­
nen Naturkatastrophen keine Länder­
grenzen. Das gilt auch für die Heuschre­
ckenschwärme, die 2020 und 2021 ganze 
Landstriche von der arabischen Halbinsel 
bis Ostafrika heimsuchten. Sie wüteten auch 
in südasiatischen Ländern wie Nepal und 
Pakistan.

Grundsätzlich richtet die Klimakrise 
weltweit schon jetzt enormen Schaden an, 
und am gefährdetsten sind immer die Ar­
men. Hilfs­ und Entwicklungsorganisatio­
nen fordert das enorm. Laut OCHA haben 
Hilfsorganisationen um mehr als 4,4 Milliar­
den Dollar Hilfsgelder gebeten, um damit in 
diesem Jahr gut 29 Millionen Menschen in 
Äthiopien, Kenia und Somalia zu versorgen. 
Wie viel Geld letztlich zur Verfügung stehen 
wird, bleibt abzuwarten.

Brot für die Welt, die evangelische Ent­
wicklungsorganisation, für die ich arbeite, 
und mehr noch unsere Schwesterorganisa­
tion Diakonie Katastrophenhilfe, helfen in 
dürregeplagten Gegenden zweifach: bei der 
Bewältigung von Wasser­ und Nahrungsmit­
telknappheit sowie bei der Stärkung der Res­
ilienz. Unsere Maßnahmen zielen darauf ab, 
Soforthilfe zu verknüpfen mit Wiederaufbau 
und Entwicklung (LRRD – Linking Relief with 
Rehabilitation and Development). Diese Ver­
bindung heißt in der Fachsprache „Nexus“.

Zu den kurzfristigen Maßnahmen 
zählt die Versorgung mit Wasser und Nah­
rungsmitteln – besonders für stillende Müt­
ter und Kinder – sowie Futter für das Vieh. 
Zu den längerfristigen Ansätzen gehört es, 
verbessertes Saatgut bereitzustellen, kom­
munale Wasserstellen instand zu halten und 
degradiertes Land wieder fruchtbar zu ma­
chen. Es gilt außerdem, Gesundheitszentren 
und andere soziale Einrichtungen dort auf­
zubauen, wo sie benötigt werden. Andern­
orts sind bestehende Einrichtungen schon 
in guten Zeiten ständig überlastet und benö­
tigen Verstärkung.

In Fachkreisen wird inzwischen ein 
„dreifacher Nexus“ oder auch „Humanitari­
an–Development–Peace Nexus (HDP­Nexus)“ 
diskutiert. Er soll humanitäre und entwick­
lungspolitische Maßnahmen mit Friedens­
sicherung verbinden. Zwei wesentliche Er­
kenntnisse bestimmen diese Debatte:

 ● Die zugrundeliegenden Probleme hän­
gen zusammen und sollten daher ganzheit­
lich angegangen werden.

 ● Der weltweit steigende Bedarf bean­
sprucht die Ressourcen der beteiligten Orga­
nisationen zunehmend. Diese müssen daher 
so effizient wie möglich genutzt werden.

Meiner Meinung nach sollte die inter­
nationale Gemeinschaft noch weiter gehen 
und einen „Nexus der nachhaltigen Gesell­
schaften“ erwägen. Letztlich sollten wir alle 
17 Ziele für nachhaltige Entwicklung (SDGs 
– Sustainable Development Goals) konse­
quent verfolgen. Das würde die Zyklen der 
wiederkehrenden Katastrophen verlangsa­
men und uns manche sogar ganz vom Hals 
halten.

LINK

UN OCHA, März 2022: Horn of Africa drought: 

Humanitarian key messages.

https://reliefweb.int/report/ethiopia/horn-

africa-drought-humanitarian-key-messages-23-

march-2022

CHRISTOPH SCHNEIDER-

YATTARA 
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csyattara@padd-africa.org

Weidewirtschaft: Kampf um 
 Ressourcen

Viehhirten messen Reichtum 
an Viehbestand, nicht an Geld. 
Zwar verkaufen sie auch Pro­
dukte aus der Tierhaltung, etwa 
Milch, Fleisch und Häute. Vie­
les davon produzieren sie aber 
für den Eigenbedarf.

In den von Dürre heim­
gesuchten Regionen Ostafrikas 
leben die meisten Menschen 

als Viehzüchter (siehe Haupt­
artikel). Sie sind abhängig von 
ihren Herden, besonders von 
Kamelen, Rindern und Ziegen. 
Meist sind es junge Männer, die 
das Vieh hüten. Sie durchzie­
hen mit ihren Herden weite Ge­
biete auf der Suche nach Was­
ser und Weideland. Die Hirten 
tragen in der Regel Waffen, um 

sich und die Tiere zu schützen. 
In Krisenzeiten überqueren 
sie auch Ländergrenzen, um 
das Überleben ihrer Tiere zu 
sichern. Die Frauen dagegen 
kümmern sich in den Dörfern 
um die Alten und die Kinder.

Da lebenswichtige Res­
sourcen – besonders Wasser 
und Weideland – immer knap­
per werden, kommt es zuneh­
mend zu Konflikten mit ande­
ren Hirten und teils auch mit 
Bauern. Diese Gewalt wird oft 
im Zusammenhang mit ethni­
scher, kultureller oder stam­

mesbezogener Zugehörigkeit 
interpretiert und kann zwi­
schen Gruppen größere Kon­
flikte entfachen. Traditionell 
kommt es oft zu Racheakten, 
die weitere Menschenleben 
und Ressourcen kosten.

Frauen sind besonders 
gefährdet, da auch Dörfer ange­
griffen werden. Wegen der Dürre 
müssen sie zudem extreme Stre­
cken laufen, um Wasser zu holen. 
Und wenn die Nahrung knapp 
ist, beschränken sie radikal ihre 
eigenen Rationen, um ihre Kin­
der versorgen zu können. CSY

KENIA

ÄTHIOPIEN 

SOMALIA

 Nairobi

 Mogadischu

 Addis Abeba

https://reliefweb.int/report/ethiopia/horn-africa-drought-humanitarian-key-messages-23-march-2022
https://reliefweb.int/report/ethiopia/horn-africa-drought-humanitarian-key-messages-23-march-2022
https://reliefweb.int/report/ethiopia/horn-africa-drought-humanitarian-key-messages-23-march-2022
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SOZIALPOLITIK

Zweifache Absicherung

Soziale Sicherungssysteme können Benach-
teiligte gegen Klimarisiken absichern und 
Klimaschutz sozial gerechter machen. Aller-
dings fehlen sie gerade dort, wo die Heraus-
forderungen am größten sind.

Von Stefan Beierl

Für viele arme und benachteiligte Men­
schen weltweit ist die Klimakrise eine 
zweifache Bedrohung: Erstens sind sie 
besonders anfällig für Klimarisiken wie 
häufigere und intensivere Extremwetter­
ereignisse. Zweitens können aber auch 
Maßnahmen zum Klimaschutz ihrerseits 
Nachteile und Ungerechtigkeiten mit sich 
bringen, unter denen diese Menschen be­
sonders leiden. Beim Entschärfen beider 
Bedrohungen können soziale Sicherungs­
systeme eine zentrale Rolle spielen. Des­
halb gilt es, sie flächendeckend zu etablie­
ren.

Der Begriff „soziale Sicherung“ be­
zeichnet Maßnahmen wie Grundsicherung 
– etwa in Form von Geld, Sachleistungen, 

Schulspeisungen oder Beschäftigungspro­
grammen – oder auch Sozialversicherun­
gen. Sie zielen darauf ab, Menschen durch 
direkte Unterstützung aus der Armut zu be­
freien und in allen Lebensphasen vor Armut 
zu schützen.

Eine Kernaufgabe sozialer Sicherung 
ist es, die Widerstandsfähigkeit von Men­
schen gegen Schocks zu stärken. Dazu zäh­
len sowohl individuelle Schocks wie Krank­
heit oder Arbeitslosigkeit als auch kollektive 
Schocks, die viele Menschen gleichzeitig 
treffen, wie Dürren oder Fluten. Soziale Si­
cherungssysteme sollten nicht nur auf in­
dividuelle, sondern auch auf kollektive 
Schocks reagieren können. Dafür müssen 
sie sich an die jeweilige Situation anpassen 
(adaptieren) können. Man spricht deshalb 
von „adaptiver sozialer Sicherung“.

In Situationen kollektiver Schocks 
geht es darum, jene, die bereits Leistungen 
empfangen, temporär stärker zu unterstüt­
zen beziehungsweise die Unterstützung auf 
zusätzliche Gruppen auszuweiten. Anpas­
sungsfähigen Systemen gelingt das schnell, 

flexibel und weitreichend. Idealerweise kön­
nen sie Schocks sogar antizipieren und so 
die zusätzliche Unterstützung schon vorab 
gewähren. Das stärkt die Widerstandskraft 
vulnerabler Gruppen und kann verhindern, 
dass Schocks zu Krisen werden.

Damit ein soziales System eine hohe 
Anpassungsfähigkeit erreicht, müssen be­
stimmte Bedingungen erfüllt sein. Dazu 
zählen:

 ● Daten­ und Informationssysteme, um 
Risiken und gefährdete Personengruppen 
zu erfassen,

 ● eine effektive und robuste Infrastruk­
tur – etwa digitale Zahlungsmethoden –, um 
Menschen kostengünstig und verlässlich zu 
erreichen, und

 ● finanzielle Reserven, um notwendige 
Gelder schnell bereitzustellen.

Ein Beispiel für adaptive soziale Si­
cherung ist das multilaterale „Sahel Ad­
aptive Social Protection Program” (SASPP) 
der Weltbank, bei dem Deutschland der 
größte Geber ist. Es läuft in Burkina Faso, 
Mali, Mauretanien, Niger, im Senegal und 
im Tschad. Ziel ist es, die Programme zur 
Grundsicherung dieser Länder weiterzuent­
wickeln zu umfassenden und anpassungs­
fähigen sozialen Sicherungssystemen. Der 
Fokus des SASPP liegt darin, Ernährungs­
krisen infolge von Dürren abzuwenden. Als 
anpassungsfähiges System konnte es aber 
auch auf die Pandemie reagieren, sodass bis 
September 2021 mehr als 4,6 Millionen Men­
schen in der Sahel­Region von zusätzlichen 
Geldtransfers profitierten.

Grundsicherung lässt sich zudem 
kombinieren mit Fördermaßnahmen, die es 
Menschen erlauben, sich an die Folgen der 
Klimaerwärmung anzupassen, etwa indem 
sie ihre wirtschaftlichen Aktivitäten diversi­
fizieren. Solche Ansätze werden als „Econo­
mic Inclusion“ bezeichnet. Die Partnership 
for Economic Inclusion (PEI), ein von der 
Weltbank koordiniertes globales Netzwerk, 
fördert weltweit derartige Ansätze, bei­
spielsweise im Niger im Kontext des SASPP.

Der Ausbau sozialer Sicherungssys­
teme entlastet auch die humanitäre Hilfe.  
Beispielsweise schließen immer mehr Ent­
wicklungsländer Versicherungen gegen Kli­
marisiken ab (siehe Beitrag von Bleich et al. 
in dieser Ausgabe), die ihnen im Schadens­
fall Anspruch auf Finanzhilfen garantieren 
– etwa bei schweren Dürren. Bislang wird 
der Großteil dieser Hilfen über die Struk­
turen der humanitären Hilfe an Bedürftige Fo
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Arbeiterinnen im indischen MGNREGA-Programm, einer Maßnahme zur sozialen Absicherung.  

https://www.dandc.eu/de/taxonomy/term/4086
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ausgezahlt. Es gibt aber Bestrebungen, dass 
dies zunehmend über bestehende soziale Si­
cherungssysteme geschieht.

LEHREN AUS DER PANDEMIE

Fast alle Länder haben seit Januar 2020 so­
ziale Sicherungsmaßnahmen ergriffen, um 
die Folgen der Covid­19­Pandemie abzu­
federn (Weltbank 2020). Dadurch konnten 
viele Menschen vor dem Abrutschen in ex­
treme Armut gerettet werden (UNDP 2021). 
Die Pandemie zeigte somit, dass adaptive 
soziale Sicherungssysteme das Potenzial 
haben, kollektive Schocks wirksam abzufe­
dern.

Allerdings offenbarte sie aber auch 
große Unterschiede. Staaten mit bereits 
bestehenden, leistungsfähigen Sozialsys­
temen konnten auf diese Krise recht gut 
reagieren. Dort, wo die Not am größten ist, 
fehlen solche Systeme allerdings oft oder 
stecken noch in den Kinderschuhen. Welt­
weit haben 53 Prozent der Menschen keiner­
lei Zugang zu sozialer Sicherung, in Afrika 
sind es sogar 83 Prozent. Auch bei der Reak­
tionsgeschwindigkeit und der Finanzierung 
gibt es noch viel Verbesserungspotenzial.

Gleiches gilt im Hinblick auf die Klima­
krise. Insbesondere in Ländern mit hohen 
Klimarisiken besteht großer Handlungsbe­
darf beim Ausbau sozialer Sicherung, wie 
der Weltrisikobericht 2021 illustriert, der 
jährlich vom zivilgesellschaftlichen „Bünd­
nis Entwicklung Hilft“ herausgegeben wird, 
einem Zusammenschluss mehrerer Hilfs­
werke.

Soziale Sicherungssysteme aufzubau­
en ist eine langfristige Aufgabe. Sie zahlt 
sich aber aus, wie das Beispiel Kambodscha 

zeigt. Deutsche Organisationen, darunter 
die GIZ, arbeiten dort seit mehr als zehn 
Jahren mit der Regierung an der Identifizie­
rung armer Haushalte und am Armutsregis­
ter IDPoor. Während der Pandemie konnten 
im Mai 2020 binnen zehn Tagen 50 000 
Menschen zusätzlich in das System aufge­
nommen werden. IDPoor ermöglichte bis­
lang die schnelle Auszahlung von Geldsen­
dungen an mehr als 2 Millionen Menschen.

SOZIAL GERECHTER KLIMASCHUTZ

Die Klimakrise erfordert, dass wir unse­
re Wirtschafts­ und Gesellschaftsordnung 
transformieren – hin zur Klimaneutralität. 
Eines der Grundprinzipien der UN­Ziele für 
nachhaltige Entwicklung (SDGs – Sustaina­
ble Development Goals) ist, dass auf diesem 
Weg niemand zurückgelassen wird („Leave 
No One Behind“). Gleichwohl können Kli­
maschutzmaßnahmen mit sozialen Härten 
einhergehen. Beispielsweise gehen Arbeits­
plätze in fossilen Industrien verloren und 
Preise können steigen.

Das bedroht nicht nur die Betroffe­
nen, sondern auch die Maßnahmen selbst, 
weil es sie politisch schwerer durchsetzbar 
macht. Treffen sie breite Teile der Bevölke­
rung, können sie ohne sozialen Ausgleich 
an Protesten scheitern. Adaptive soziale 
Sicherungssysteme können hier stabilisie­
rend wirken, indem sie soziale Härten ge­
zielt abfedern. So helfen sie, die ökologische 
Transformation sozial gerecht zu gestalten, 
und ermöglichen sie politisch. Bislang gibt 
es allerdings kaum Beispiele für eine solche 
gezielte Verschränkung von Klimaschutz 
und sozialer Sicherung. Meist beschränkt 
sich die Abfederung auf direkte Jobverluste, 

etwa im Zusammenhang mit dem Kohleaus­
stieg.

In einem anderen Kontext werden 
Instrumente der sozialen Sicherung dage­
gen bereits genutzt, um Klimaschutzzie­
le zu verfolgen: Sogenannte Payments for 
Ecosystem Services (Zahlungen für Öko­
systemdienstleistungen) knüpfen Geldzah­
lungen an die Bedingung, dass bestimmte 
Schutzmaßnahmen ergriffen oder auch 
klimaschädliche Handlungen unterlassen 
werden, etwa exzessive Abholzung. Auch 
immer mehr öffentliche Beschäftigungs­
programme fokussieren sich auf „grüne“ Ar­
beitsmaßnahmen. Zwei bekannte Beispiele 
sind Indiens MGNREGA­Programm und 
Äthiopiens Productive­Safety­Net­Program­
me.

Spätestens seit den Erfahrungen der 
Pandemie ist klar, wie wichtig anpassungs­
fähige soziale Sicherungssysteme sind, um 
auf kollektive Schocks reagieren und Folge­
schäden minimieren zu können. Angesichts 
steigender Klimarisiken wird ihre Bedeu­
tung weiter zunehmen. Daher ist es jetzt 
nötig, sektorübergreifend auf allen Ebenen 
zusammenzuarbeiten, um bestehende Si­
cherungssysteme zu stärken und Lücken in 
der Abdeckung zu schließen. Dafür braucht 
es insbesondere konzertierte Anstrengun­
gen an den Verbindungsstellen zwischen 
sozialer Sicherung, humanitärer Hilfe, Kli­
mawandelanpassung, Klimarisikofinanzie­
rung und Katastrophenrisikomanagement.

QUELLEN

Weltbank, 2020: Social protection and jobs 

responses to COVID-19: A real-time review of 
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UNDP, 2021: Mitigating poverty: Global 
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Soziale Sicherung 

schützt vor 

kollektiven Schocks 

wie Fluten.
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KATASTROPHENSCHUTZ

Aus Schaden klug werden

Die Flutkatastrophe im Ahrtal im Sommer 
2021 hätte weniger schlimm ausfallen kön-
nen, wenn die Verantwortlichen Lehren aus 
der Geschichte gezogen hätten. Auch von 
anderen Ländern kann sich Deutschland in 
Sachen Katastrophenschutz eine Scheibe 
abschneiden.

Von Wolf R. Dombrowsky

Am 14. und 15. Juli 2021 kam es aufgrund 
extremer Regenfälle in Teilen Westeuropas 
zu katastrophalen Überschwemmungen. 
In Deutschland starben mehr als 180 Men­
schen, über 800 Menschen wurden teils 
schwer verletzt. Die materiellen Schäden 
liegen im zweistelligen Milliardenbereich. 
Besonders stark traf es Rheinland­Pfalz und 
Nordrhein­Westfalen. Allein an der Ahr, 
einem Nebenfluss des Rheins, starben 134 
Menschen. Im Ahrtal wurden die schlim­
men Auswirkungen dieser Naturkatastro­
phe leider begünstigt durch eine weitere 
Katastrophe: die Unfähigkeit zu lernen.

Lernen können hätte man, erstens, von 
der allgemeinen Geschichte: Flüsse spielen 
im Kontext von Besiedelung seit jeher eine 
zentrale Rolle. Allerdings haben Bevölke­

rungswachstum, Industrialisierung und 
sektorale Arbeitsteilung die Fließgewässer 
auf einseitige Nutzungsinteressen reduziert. 
Dies gilt für viele Regionen der Welt, auch 
in Deutschland. Immer schärfere Interes­
senskonflikte führten dazu, dass Flüsse be­
gradigt und kanalisiert wurden, Böden ver­
siegelt und der unmittelbare Risikobereich 
bebaut. Insbesondere fielen Retentionsräu­
me weg, also Flächen neben den Flüssen, 
auf denen sich Wasser bei Überflutung aus­
breiten kann. All das steigert das Potenzial 
für schwere gesundheitliche und materielle 
Schäden bei Überschwemmungen.

Zweitens hätten die Verantwortli­
chen Lehren aus der jüngeren deutschen 
Geschichte ziehen können. Deutschland 
hat durchaus Erfahrung mit Hochwässern, 
etwa an Rhein, Maas, Elbe, Donau oder Ne­
ckar. Hierzu hat insbesondere das Deutsche 
Komitee für Katastrophenvorsorge (DKKV), 
eine nationale Plattform aus Behörden, 
Forschungseinrichtungen und zivilgesell­
schaftlichen Organisationen, wichtige Bei­
träge erarbeitet. Aus verschiedenen Bun­
desländern liegen Erfahrungsberichte vor. 
Als beispielhaft kann das Hochwasser­ und 
Talsperrenmanagement angesehen werden, 

das Sachsen seit der Flutkatastrophe an der 
Elbe 2002 entwickelt hat.

Ein weiteres Beispiel ist die Studie 
„Stromlagen“. Sie entwarf bereits 2008 ver­
schiedene Szenarien, um Lösungen für 
unterschiedliche Nutzungsinteressen des 
Rheins zu entwickeln, darunter Arbeiten, 
Wohnen, Verkehr, Freizeit, Ökologie und 
Hochwasserschutz. Dazu gehören unter 
anderem Risikokartierungen mit Simulatio­
nen von Überschwemmungen und ein ein­
heitliches Wassermanagement über zusam­
mengehörige Einzugsgebiete hinweg. Es 
mangelt also nicht an Informationen – man 
muss sie allerdings zur Kenntnis nehmen 
und entsprechend handeln. Eine der wich­
tigsten Lehren aus der Vergangenheit be­
steht darin, dass Flüsse nur ein Element von 
vielen im „System Wasser“ sind. Sie sind zu 
verstehen als Bestandteile verzweigter Was­
sereinzugsgebiete und als dynamische Sys­
teme, von der Quelle bis zur Mündung.

BLICK AUF ANDERE LÄNDER

Drittens lohnt sich für Deutschland ein 
Blick auf das, was andere Länder im Ka­
tastrophenschutz leisten. Grundsätzlich 
gilt: Je wohlhabender Gesellschaften sind, 
desto größer sind die Sachschäden. Je ge­
ringer das Einkommen einer Gesellschaft, 
desto mehr Menschen verlieren ihr Leben 
oder ihre Gesundheit. Dies trifft selbst auf 
Länder wie Bangladesch und China zu, die 
seit Jahrzehnten große Anstrengungen Fo
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Der Ort Dernau im Ahrtal wurde im Juli 2021 nahezu komplett geflutet.

https://www.dandc.eu/de/taxonomy/term/4084
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unternehmen, um Wasser durch gezielte 
Maßnahmen zu regulieren – innergesell­
schaftlich wie auch multilateral. Beide Län­
der haben große Fortschritte im Hochwas­
serschutz erzielt, etwa durch Systeme von 
Deichen und Schleusen, Kanäle, Ausdeh­
nungsräume, angepasste Bauweisen sowie 
ein wirksames Informations­, Warn­ und 
Evakuierungssystem. Davon ließe sich auch 
in Deutschland lernen.

Auf der Suche nach Verbesserungs­
potenzial kann insbesondere auch Japan 
als Beispiel dienen. Das Land verfügt über 
eine landesweite, elektronisch verfügba­
re Risikokartierung mit der Möglichkeit, 
spezifische Gefährdungen zu simulieren, 
darunter Flutverläufe, Hangrutschungen, 
Erdbeben oder Tsunamis. Japan betreibt 
zudem ein einheitliches, flächendeckendes 
Informations­ und Warnsystem. Die Be­
völkerung wird bereits im Kindergarten zu 
Gefährdungen – vor allem Erdbeben – ge­
schult und trainiert bis ins hohe Alter durch 
regelmäßige Übungen auf Nachbarschafts­
ebene. Flucht­ und Evakuierungsrouten 
sind ausgewiesen, Sammelstellen mit Ver­
pflegung und medizinischer Hilfe werden 
vorgehalten. In allen Kommunen gibt es 
Krisenzentren, deren Personal regelmäßig 
geschult und geprüft wird. All das ist auch 
für die Gefährdungslagen Deutschlands 
wünschenswert.

Im Ahrtal hätte man schließlich, vier­
tens, auch aus der besonderen Geschichte 
der Region lernen können. Für die Ahr fin­
den sich neben den regelmäßigen jahres­
zeitlichen Hochwässern in historischen 
Quellen 64 überdurchschnittliche Pegel, 
davon besonders schwere Sommerhoch­
wässer in den Jahren 1601, 1804 und 1910. 
Es war bekannt, dass das Zusammenwirken 
von Gewittern, Niederschlägen und dem 
starken Gefälle der Ahr sowohl extreme 
Scheitelwellen bewirkt als auch hohe Fließ­
geschwindigkeiten. Erstere haben große 
Zerstörungskraft, Letztere reduzieren die 
Zeit, um die Bevölkerung zu warnen und zu 
reagieren.

MÄNGEL UND VERSÄUMNISSE

Von all diesen Erkenntnissen war im Ahrtal 
leider nichts zu sehen. Obgleich zutreffende 
Warndaten vorlagen, wurden sie ineffektiv 
übermittelt und kamen bei der Bevölkerung 
nicht an. Die Krisen­ und Katastrophen­
stäbe der Kommunen wurden viel zu spät 

alarmiert und einberufen. Die handwerkli­
chen Mängel, von der Erkundung der Lage 
bis zu ihrer Darstellung, waren vielerorts 
erheblich. Die Erkenntnisse der Einsatz­
kräfte versickerten. Auch eine überörtliche 
Einsatzkoordination ließ extrem lange auf 
sich warten, mit der Folge, dass die nötige 
Zusammenarbeit über Organisationen hin­
weg ausblieb. Vielerorts übernahmen statt­
dessen unorganisierte Spontanhelfer alle 
Aufgaben, die eigentlich vom regulären Ka­
tastrophenschutz zu erwarten sind.

Angesichts der Vielzahl erheblicher 
Mängel und Versäumnisse stellt sich die 
Frage, ob die Verluste an Leben, Gesund­
heit und Sachwerten vermeidbar gewesen 
wären. Ganz sicher hätte bei einem effekti­
ven und rechtzeitig agierenden Warnwesen 
niemand umkommen müssen. Durch einen 
präventiven und organisierten Katastro­
phenschutz hätten Ausfälle und Folgeschä­
den deutlich verringert werden können.

Allgemein fehlt es dem deutschen Ka­
tastrophenschutz an realistischem Üben, 
kompetenter Führung und vor allem einge­
spielter Kooperation über die Egoismen ein­
zelner Organisationen hinweg. Die Schäden 
an Infrastruktur und Bebauung im Ahrtal 
haben dagegen strukturelle Ursachen. Sie 
sind nur mit grundlegenden Veränderun­
gen zu beseitigen, durch die sich auch der 
typische Charakter dieser Weinanbauregion 
veränderte, teils sogar verlöre. Dies gilt es 
abzuwägen.

WIEDERAUFBAU IN GEFAHRENZONE

Auch andere Abwägungen stehen an – etwa 
in der Frage, wo in Zukunft noch gebaut wer­
den darf. Im gesamten Ahrtal stehen für Re­
tentionsräume wie auch für ausweichende 
Bebauungen keine Flächen zur Verfügung. 
Beinahe zwangsläufig wird deshalb an den 
alten, gefährdeten Orten wieder aufgebaut, 
mit politischer Duldung und finanzieller 
Hilfe von Staat, Versicherern und Spendern. 
Ausnahmeregelungen ermöglichen ein „wie 
vorher“ und legen damit buchstäblich den 
Grundstein für die nächste Katastrophe. 
Die Versicherer verstärken dies, indem sie 
oft die Wiedererstellung des Bisherigen be­
vorzugen gegenüber Erneuerungen, durch 
die sich die gleichen Schäden vermeiden 
ließen.

Ganz offensichtlich gelingt es im Ahr­
tal also nicht, einen übergeordneten, ver­
nunftbasierten Katastrophenschutz gegen 

die Beharrungskräfte des Naheliegenden 
durchzusetzen. Bezeichnend dafür sind 
auch die Reaktionen der Verantwortlichen: 
Sie üben sich in Schönfärberei und spie­
len das „blame game“, beschuldigen sich 
also gegenseitig. Vorgeblich hätte man mit 
dieser Niederschlagsmenge und dieser Ge­
schwindigkeit nicht rechnen können und 
prinzipiell sei man „gut aufgestellt“, vor 
allem habe man getan, was man konnte. In 
der Katastrophenforschung sind diese Mus­
ter bekannt. Allzu oft sind die anderen oder 
unbeeinflussbare Umstände schuld, wohin­
gegen man selbst alles richtig gemacht habe.

Die Verantwortlichen müssen ihre 
Einstellung ändern und sich offen und ehr­
lich mit den Konsequenzen dieser Katastro­
phe auseinandersetzen, um künftiges Leid 
zu vermeiden. Schaden macht nur dann 
klug, wenn man auch klüger werden will.

QUELLEN

Deutsches Komitee Katastrophenvorsorge:

https://www.dkkv.org

Montag Stiftung Urbane Räume (Hg.), 2008: 

Stromlagen. Urbane Flusslandschaften 

gestalten. Bonn, Basel, Boston, Berlin, 

Birkhäuser Verlag.
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FACHLITERATUR

Die Klimagefahren nehmen 
schnell zu

Wissenschaftler und Umweltorganisationen 
warnen immer wieder, dass die globale 
Erwärmung extremes Wetter mit katastro-
phalen Folgen verursacht. Um gegenzusteu-
ernn muss die Menschheit endlich geeignete 
Maßnahmen ergreifen.

Von Mahwish Gul

Die bereits eingetretenen Veränderungen 
in den weltweiten Ökosystemen sind gra­
vierend: Wie aus einem Bericht des UN­
Umweltprogramms (UNEP – United Na­
tions Environment Programme) hervorgeht 
(UNEP, 2022), hat die Arktis seit Beginn der 
Satellitenmessungen vor 40 Jahren bereits 
etwa die Hälfte der Meereisfläche verloren.

Auch in der Antarktis gab es noch nie 
so wenig Eis seit Beginn der Messungen im 
Jahr 1979. Wenn die Erwärmung des Klimas 
in der jetzigen Geschwindigkeit weitergeht, 
wird der Arktische Ozean laut UNEP­Be­
richt bis 2050 eisfrei sein.

Die globale Erhitzung führt auch zu 
immer mehr Waldbränden, selbst in Gebie­
ten, in denen sie bisher eher selten waren. 
2019 und 2020 gab es im Osten Australiens 
und an der Westküste der USA eine rekord­
verdächtige Anzahl von Waldbränden in nie 
dagewesenem Ausmaß. Einem aktuellen 
UNEP­Report (2022, 2) zufolge könnten ka­
tastrophale Waldbrände bis 2050 um bis zu 
ein Drittel und bis zum Ende des Jahrhun­
derts um fast zwei Drittel zunehmen, wenn 
die Emissionen nicht zurückgehen.

In Ostafrika registrieren Satelliten 
derzeit die größte Hitze und den geringsten 
Niederschlag seit Einführung der Technik. 
Schätzungsweise 25 Millionen Menschen 
sind von Ernährungs­ und Wassermangel 
bedroht (siehe Christoph Schneider­Yattara 
auf Seite 27).

Die Wasserkreisläufe verändern sich 
und machen trockene Gebiete noch trocke­
ner. Auch Teile Lateinamerikas und West­
asiens werden derzeit von verheerenden 
Dürren heimgesucht. Laut einem Bericht 

der Weltorganisation für Meteorologie 
(World Meterological Organization, 2021) 
leiden 70 Länder in einem durchschnittli­
chen Jahr unter Dürre.

Andere Teile der Welt werden von 
sintflutartigen Regenfällen heimgesucht. 
Südafrika erlebte vor kurzem die wasser­

reichste Regenzeit seiner Geschichte – mit 
todbringenden Überschwemmungen. Die 
australische Metropole Sydney verzeich­
nete diesen März den regenreichsten seit 
Beginn der Aufzeichnungen. Es kam zu zer­
störerischen Sturzfluten. Für den Osten der 
USA zum Beispiel war 2021 ein ungewöhn­
lich nasses Jahr. In Indien regnete es im 
vergangenen September 129 Prozent mehr 

als normal. 2020 war das fünftregenreichste 
Jahr im Vereinigten Königreich, und sechs 
der zehn nassesten Jahre lagen in den ver­
gangenen 20 Jahren.

Weltweit hat die Zahl der Über­
schwemmungskatastrophen laut der Welt­
organisation für Meteorologie seit dem 
Jahr 2000 um 134 Prozent zugenommen, 
während die Zahl und Dauer der Dürren um 
29 Prozent gestiegen ist.

1,5-GRAD-SCHWELLE

In seinem sechsten Sachstandsbericht 
warnt das IPCC (Intergovernmental Panel 
on Climate Change), dass die globalen Tem­
peraturen seit Beginn der Industrialisierung 

aufgrund menschlicher Aktivitäten um 
1,1 Grad gestiegen sind. Dass die 1,5­Grad­
Grenze überschritten wird, ist sehr wahr­
scheinlich. 

Wie UN­Generalsekretär António 
Guterres in seinem Vorwort feststellte, 
„befinden wir uns auf der Überholspur zur 
Klimakatastrophe“. Er rief die Staats­ und 
Regierungschefs der Welt nachdrücklich Fo
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Dieses Satellitenbild vom März 2022 zeigt einen kollabierten Eisschelf von der Größe New Yorks 

in der Ostantarktis, einem Gebiet, das lange Zeit als stabil galt. 
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dazu auf, „mit der Verbrennung unseres 
Planeten aufzuhören und in die reichlich 
vorhandenen erneuerbaren Energien zu in­
vestieren“.

Wissenschaftler warnen, dass die glo­
bale Erwärmung außer Kontrolle geraten 
und unumkehrbar eskalieren wird, wenn 
wir bestimmte Kipppunkte überschreiten. 
Das Abschmelzen des grönländischen Eis­
schildes, das Ende der Meeresströmungen 
oder die Zerstörung des Amazonas­Regen­
waldes hätten demnach kaskadenartige 
Auswirkungen.

Um die Klimakrise in den Griff zu 
bekommen, schlossen 195 Länder vor sie­
ben Jahren das Pariser Abkommen zum 
Klimawandel. Erklärtes Ziel war es, die 
globale Erwärmung „deutlich unter zwei 
Grad“ zu halten und möglichst nicht über 
1,5 Grad hinauszugehen. Die Regierungen 
verpflichteten sich, Aktionspläne mit na­
tional festgelegten Beiträgen zu globalen 
Klimaschutzmaßnahmen zu erstellen und 
umzusetzen.

Als der Klimagipfel in Glasgow im ver­
gangenen Jahr Bilanz zog, wurde allgemein 
ein Scheitern eingeräumt. So erklärte UNEP 

bei der Bewertung der Gipfelergebnisse in 
einer Pressemitteilung, dass die neuen und 
aktualisierten Verpflichtungen von 120 Län­
dern die für 2030 prognostizierten Emis­
sionen nur um 7,5 Prozent senken würden. 
Um die globale Erwärmung auf 1,5 Grad zu 
begrenzen, wären allerdings 55 Prozent er­
forderlich.

Laut dem jüngsten UNEP Emissions 
Gap Report sind zehn große Volkswirtschaf­
ten für zwei Drittel der weltweiten Treib­
hausgasemissionen verantwortlich. China, 
die EU (als eine einzige Volkswirtschaft 
gezählt) und die USA sind für 41,5 Prozent 
verantwortlich. UNEP betont, dass der Kli­
maschutz von den Maßnahmen in diesen 
riesigen Märkten abhängt – und dass es im­
mer noch möglich ist, das globale Klima zu 
stabilisieren.

Naturbasierte Lösungen, erneuerbare 
Energien und Energieeffizienz haben laut 
UNEP großes Potenzial. Zugleich müssen 
Wälder und andere Ökosysteme wiederher­
gestellt werden. Die UN­Organisation macht 
deutlich, dass Investitionen, Subventionen 
und auch die Nutzung fossiler Brennstoffe 
eingestellt werden müssen.

LINKS

UNEP, 2021: Emissions Gap Report 2021

https://www.unep.org/resources/emissions-

gap-report-2021

UNEP, 2021, press release: COP 26 ends with 

agreement but falls short on climate action

https://www.unep.org/news-and-stories/story/

cop26-ends-agreement-falls-short-climate-

action

UNEP, 2022: Foresight brief 28

https://data.unep.org/article/foresight-briefs

UNEP, 2022,2: Spreading like wildfire: The 

rising threat of extraordinary landscape fires

https://www.unep.org/resources/report/

spreading-wildfire-rising-threat-extraordinary-

landscape-fires

World Meterological Organization, 2021: State 

of climate services – water.

https://library.wmo.int/doc_num.php?explnum_

id=10826
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Folgen Sie uns auf 
Twitter!

Wenn Sie wissen wollen, was auf unserer Website  passiert, können Sie uns auf Twitter folgen. 
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